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Vorwort 

Mit den Empfehlungen zur Neugestaltung der Drucksachen wird eine Arbeit aus 

dem Bereich der  Arbeitsgruppe  "Parlaments-Informations-System" (PARLIS) vor-

gelegt, die geeignet ist, Wesentliches zur Vereinheitlichung bei der Gestaltung 

von Parlamentsdrucksachen beizutragen. Es werden  Vorschlage  k  gleicher 

Form fUr ParlamentshandbUcher, AusschuBdrucksachen und Stenographische Be-

richte sowie ein Modell fur  Aufgaben und Organisation der Informations- und 

Dokumentationseinrichtungen der Landesparlamente folgen. 

Der Arbeitsgruppe PARLIS sei an dieser Stelle fur ihre Bereitschaft gedankt, daß 

sie uns ihre bisher nur wenig bekannten Arbeitspapiere zur Veröffentlichung uber-

lassen hat. 

lm November 1975 

Dietz 





Einleitung 

Die Drucksachen der Parlamente waren lange Jahre Stiefkinder der Parlaments-

reform. Bei der Gestaltung der Drucksachen lebten Parlamente - aus Zeitdruck 

und mangels qualifizierter Hilfskräfte - vielfach "von der Hand in den  Mund". 

Daher braucht es nicht zu erstaunen, daß Aufbau und äußere Gestaltung der 

Parlamentspapiere - mehr oder weniger dem Zufall überlassen - von Parlament 

zu Parlament variieren und selbst innerhalb des gleichen Parlaments mehr bunte 

Vielfalt denn überschaubare Einheitlichkeit anzutreffen war. 

Erst als die steigende Papierflut mit ihrer ÜberfUlle von Informationen die Auf-

nahme, die Beschaffung und die Verarbeitung der in der parlamentarischen Arbeit 

im konkreten Fall benötigten Informationen zu erschweren begann und man dieser 

Entwicklung durch größere Selektion und den Einsatz technischer Hilfsmittel bei 

der Informationsaufbereitung und -verarbeitung zu begegnen suchte, wurde im 

Rahmen der Bestrebungen zur Parlamentsreform die Notwendigkeit erkannt, auch 

die Drucksachen als Arbeitsmittel der Parlamentarier einer kritischen Betrachtung 

zu unterziehen. Dabei stand das Ziel im Vordergrund, den Abgeordneten die Lek-

tore und die Auswahl der fur sie wesentlichen Drucksachen zu erleichtern und die 

Drucksachen zugleich modernen Dokumentationserfordernissen anzupassen. 

Einen ersten Schritt zur Verwirklichung dieses Zieles stellen die Empfehlungen der 

Landtagsdirektoren aus dem Jahre 1970 dar, wonach die Parlamentspapiere für die 

Zwecke hergerichtet werden sollten, die sich aus der Informationsaufbereitung und 

-verarbeitung mit  Hilfe EDV-gestutzter Verfahren ergeben (vgl. Empfehlungen für 

eine dokumentations- und automationsgerechte Gestaltung von Parlamentspapieren, 

Dusseldorf 1970). 





til  

Die von den Verwaltungen der gesetzgebenden Körperschaften des Bundes und der 

Länder am 20. Oktober 1972 ins Leben gerufene "Arbeitsgruppe PARLAMENTS-

INFORMATIONS-SYSTEM (PARLIS)" hat sich ebenfalls der Gestaltung der 

Parlamentspapiere angenommen und im Herbst 1973 für diese Aufgabe einen Arbeits-

kreis gebildet, dem die Prüfung der technischen und geschäftsordnungsmaßigen 

Voraussetzungen für die Neugestaltung von Parlamentspapieren obliegt (vgl. 

Matthes/Eyckers, Das Parlamentsinformationssystem der gesetzgebenden Körper-

schaften des Bundes und der Lander (PARLIS), in: OVD 4 (1974), Heft 11, Seite 508 

ff). Aus den Arbeiten dieser Unterkommission, in der unter FederfUhrung des Land-

tags Rheinland-Pfalz auch Mitarbeiter des Deutschen Bundestages, des Landtags von 

Baden-Wurttemberg,  des Bayerischen Landtags, des Abgeordnetenhauses von Berlin, 

des Hessischen Landtags und des Landtags Nordrhein-Westfalen mitgewirkt haben, 

sind die nachstehend abgedruckten "Empfehlungen zur Neugestaltung der Druck-

sachen" hervorgegangen, von denen die Konferenz der Landtagsdirektoren am 13. 

Juni 1975 in Mainz zustimmend Kenntnis genommen und sie "bls Leitlinie für die 

Neugestaltung der Drucksachen beschlossen" hat. 

Bei diesen Empfehlungen sindvor allem folgende Aspekte berUcksichtigt: 

1. Die  Funktion  der Parlamentspapiere als unmittelbare Arbeitsmittel fur die Ab-

geordneten und alle Stellen, die am parlamentarischen Verfahren beteiligt oder 

sonst mit parlamentarischen Vorgängen befaßt sind, 

2. die Funktion der Parlamentspapiere als bffentlichkeitsmedium. 

Die Parlamentspapiere sollen danach in der taglichen Parlamentsarbeit zeitsparend und 

mit minimalem Aufwand informieren und gleichzeitig die Arbeit des Parlaments der 

Öffentlichkeit  klarlegen. 

Die außere Aufmachung der Parlamentspapiere soll sich an Kriterien orientieren, 

die aus der Ziel- und Zwecksetzung des parlamentarischen Verfahrens abgeleitet 

sind. Der Leser der Parlamentspapiere soll bereits mit dem ersten Blick den Stellen-

wert eines Parlamentsdokuments erkennen können. Der Abgeordnete soll unmittelbar 

eine Entscheidung darUber treffen können, was dieses Dokument fur das parla-

mentarische Verfahren bedeutet und wie er auf das Dokument zu reagieren hat. 



• 



IV 

Im Zuge einer umfangreichen Analyse der derzeit verwendeten Parlamentspapiere 

stellte der Arbeitskreis fest, daß auf eine Angleichung  der Benennungen der 

Parlamentspapiere nicht verzichtet werden kann, wenn das übergeordnete Ziel der 

Verbesserung der parlamentarischen Arbeits- und Informationsmittel erreicht werden 

soli. Daraus folgt, daß gleiche Parlamentsvorgänge - soweit als möglich - auch gleich 

benannt werden. Ebenso soll die einheitliche Gestaltung der Titelseiten mit den 

relevanten  Daten  in einer mag lichst Ubersicht lichen plakativen Anordnung die bessere 

und schnellere Erfassung des wesentlichen Inhalts einer Drucksache unterstützen. 

Die weiteren Grundvorstellungen des Arbeitskreises sowie die Richtlinien für die Aus-

wahl und die Benennung der einzelnen empfohlenen Dokumenttypen sind in den Vor-

bemerkungen der Empfehlungen dargelegt. 

Es soll nicht unerweihnt bleiben, daß der Arbeitskreis sich auch mit dem Vorwurf, die 

Empfehlungen  bezweckten eine "Gleichschaltung" der Parlamente, auseinandersetzen 

mußte. Dieser Vorwurf erschien schon deshalb als unbegründet, weil, wie eine Bestands-

aufnahme der Drucksachen und eine Analyse des Parlamentsrechts in Bund und Landem 

ergeben haben, das parlamentarische Verfahren in den gesetzgebenden Körperschaften 

der Bundesrepublik - nicht zuletzt aufgrund der Bestrebungen interparlamentarischer 

Gremien - weitgehend einheitlich ist  und der durch die gegenwärtige Gestaltung 

der Drucksachen erweckte Eindruck föderalistischer Vielfalt mehr zufälliger Natur ist. 

Soweit im übrigen wie z.B. in der Ausgestaltung des parlamentarischen Fragerechts 

Unterschiede zwischen den Parlamenten festzustellen waren, hat der Arbeitskreis be-

wußt davon abgesehen, einheitliche Benennungen zu empfehlen. 

Überdies stellen die Empfehlungen kein Dogma dar und sie sollen auch nicht zur 

Uniformität führen. Das Grundkonzept, auf dem die Empfehlungen aufbauen, ver-

trägt durchaus eine Reihe parlamentsspezifischer Abweichungen. Selbstverständlich 

sollen auch die Drucksachen der einzelnen Parlamente ihr „ typisches Gesicht" behalten. 





V 

Die parlamentarische Praxis wird zeigen, ob die Empfehlungen sich bewahren und 

von allen gesetzgebenden Körperschaften des Bundes und der Landeribingenommen" 

werden. Das Beispiel des Deutschen Bundestages und der Landtage von Hessen, 

Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz la& eine im allgemeinen positive Beur-

teilung  erwarten. 

Die Umsetzung der Empfehlungen in die Praxis wird auch ein Indiz dafür sein, ob 

die  Arbeitsgruppe "PARLIS" sich ermutigt fühlen darf, weitere Verbesserungen zu 

empfehlen (vgl. z.B. die  Vorschl äge  von Detlef W. Weber, Parlamentaria als 

Arbeitsmittel und Öffentlichkeitsmedium der Parlamente, in: ZfP 1975 (Heft 2) 

Seite 203 ff) und etwa auch die Frage der Abfassung von Gesetzentwürfen in 

ihre Überlegungen zur Verbesserung der Parlamentsarbeit einbeziehen. 

Ministerialrat Paul Georg Schneider, Mainz 





Empfehlungen der Arbeitsgruppe der Parlamentsverwaltungen 

„Parlamtents-Infonnations-System" (AGR PARLIS) 

Neugestaltung der Drucksachen 

Die Konferenz der Landtags-Direktoren hat von den Empfeh-

lungen in ihrer Sitzung am 13. Juni 1975 in Mainz zustimmend 

Kenntnis genommen und die Empfehlungen als Leitlinie für die 

Neugestaltung der Drucksachen beschlossen 

Die Empfehlungen hat ein von der Arbeitsgruppe der Parlamentsverwaltungen 

„Parlaments-Informations-System" (AGR PAR LISI gebildeter Arbeitskreis 

„Technische und geschäftsordnungsmäßige Voraussetzungen für die Neuge-

staltung von Parlaments-Papieren" ausgearbeitet. In dem Arbeitskreis haben 

Mitarbeiter des Deutschen Bundestages, des Landtags von Baden-Wurttemberg, 

des Bayerischen Landtags, des Abgeordnetenhauses von Berlin, des Hessischen 

Landtags, des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Rheinland-

Pfalz mitgewirkt. Die Federführung lag beim Landtag Rheinland-Pfalz. 



. 
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I. Vorbemorkung 

Unter den Parlamentspapieren halt der Arbeitskreis die Neugestaltung der 

Drucksachen tur vordringlich, weil ihnen in der parlamentarischen Praxis eine 

zentrale Bedeutung zukommt und dieser Bereich, wie eine eingehende Be-

standsaufnahme ergeben hat, wegen der Hille verschiedenartiger Benennungen 

uniihersichtlich geworden ist und einer Neuordnung bedarf. 

Bei der  Einteilung  der Drucksechen in die  verschiedenen Dokumenttypen lielS 

sich der Arbeitskreis davon leiten, daIS die verwendeten Drucksachen ins-

gesamt drei großen Gruppen zugeordnet werden  kunnen.  Es handelt sich 

dabei um die Vorlagen, mit denen urn ewe Entscheidung des Parlaments 

nachgesucht wird (z. B. Gesetzentwurl oder Antrag), um die Vorlagon mit 

unterrichtendem Charakter (z. B. Jahreswirtschaftsbericht) und die Vorlagen, 

die in dem parlamentarischen Fragerecht ihren Ursprung haben. 

Der Arbeitskreis hal wegeri 
der unterschiedlichen Ausgestaltuity des parla 

mentarischen Fragetechts in den einzelnen Poirlarnenten hewra' davon abge-

sehen, insoweit einheitliche Benermungen  LU ernpfehlen, da die daru  ruil-

wendige Vereinheitlichung 
von Vertassungs- und Geschattsordnungsbemini -

mungen derzeit nicht zu erwarten ist. Der Arbeitskreis hielt es indessen fur 

angezeigt, auch hir die Gestaltung der in diesem Bereich verwendeten Druck- 

sachen Muster auszuarbei ten. 

Der Auswahl und der Benennung der emptohlenen Dokumenttypen lag das 

Bestreben zugrUnde, 

1. schon durch die Benennung den Inhalt des Dokuments zu charakteri- 

sieren, 

2. durch die Benennung auf die verfahrensmaNge Behandlung des Doku- 

ments hinzuweisen, 

:i. 	gleiche Parlamentsvorgange gleich ui  benennen tuld 

/1. 	unverwechselbare Termini zu verwenden. 

Did empfohlenen Benenntingen stellen grundsatzlich keinen Numerus clausus 

ciar und erstrecken slch nich" aut Dokumenttypen, die nur bei einzelnen 

Parlamenten Verwendung linden. Dies gilt allil Beispiel frir die „Allgemeine 

Verwaltungsvorschritt- hemin Bundesrat und die „Stellungnahme -  nach 'o 53 

der Geschäl tsordnung des Landtag!, von Baden-Mu ternberg. 

Der Arbeitskreis hat bei der Ausarbeitung dei binplehlungen das geltende 

Parlamentsrecht beachtet und diese so gestaltet, (lal", sm ulach Moglictilo eli IM 

Rahmen der gel terylen Geschatisordnungen vetvvii klub' weiden konnem. 
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II. Empfehlungen 

Der Arbeitskreis erripf iehlt, in  Zukunft für die Drucksachen folgende Be-
nennungen zu verwenden: 

1.  Gesetzentwur f Muster 	1 

2.  Antrag Muster 	2 

3.  Beschlußempfehlung und Bericht Muster 	3 

4.  Anderungsant rag Muster 	4 

5.  Wahlvorschlag Muster 	5 

6.  Verordnung Muster 	6 

7.  Unterrichtung Muster 	7 

8.  Beschluß Muster 	8 

9.  Gesetzesbeschluß Muster 	9 

10.  Berichtigung Muster 10 

Für die Diucksachen, die sich auf das parlamentarische Fragerecht beziehen 
wird beispielhaft auf folgende Dokumenttypen verwiesen: 

11.  Fragen zur Fragestunde Muster 11 

12.  Mündliche  Anfragen  Muster 12 

13.  Kleine  Anfrage  (Schr if tliche Anfrage) Muster 13 

14.  Grofie Antrage Muster 14 

15.  Antwort Muster 15 

16.  Anfrage  und Antwort Muster 16-18 

Ill. Erlituterungen 

1. 	Gesetzentwurf 

Fur Gesetzentwurfe, die von den initiativberechtigten Stellen bei der) 
gesetzgebenden Körperschaften  eingereicht  worden sind, wird die Be-

nennung „Gesetzentwurf" empfohlen, da sie am eindeutigsten aut den 

Inhalt des Dokuments hinweist. 

Muster 1-1 

Benennungen wie „Vorlage", „Vorlage zur Beschlußfassung" oder „Mit-

teilung des Senats" lassen den Inhalt und den Rechtscharakter dr:s 
Dokuments nicht erkennen. Die Benennung „Antrag" kann zu Ver-
wechslungen mit dem Dokumenttyp „Antrag" führen (vgl. unten 

Nummer 2). 

Auf die Benennungen „Initiativgesetzentwurf" oder „Urantrag", die fur 

Gesetzesinitiativen aus der Mitte des Parlaments Verwendung finden, 
kann verzichtet werden, da durch die Verbindung von Hinweisen aut den 

Autor mit der Dokumenttypbenennung die Zahl der Dokumenttypen 
erheblich vermehrt würde, ohne daß hierdurch das Erkennen des  Inhalts  
lind des Rechtscharakters des Dokuments erleichtert würde. 

Dem Bedürnis nach Kenntlichrnachung des Autors eines Dokuinerie 
wird dadurch Rechnung getragen, dali nach dem vorgesehenen Aulbati 
der Parlarnentspapiere der jeweilige Herausgeber eines Dokuments, also 

hier der Initiator des Gesetzentwurfes, stets an der auf die Dokument-
typbenennung folgenden Stelle genannt wird (Beispiel: Gesetzentwurf 

der F rak tion der CDU). 
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Ähnliches gilt fur Zusätze wie z. B. „Gemeinsamer Gesetzentwurf", da 
auch hier aus der Nennung des Autors die Gemeinsamkeit der Initiative 
deutlich wird. 

2. Antrag 

Dieser Dokumenttyp kennzeichnet die Vorlagen, mit denen urn eine 
rechtlich vorgeschriebene oder zugelassene Entscheidung des Parlaments 
nachgesucht wird, soweit es sich nicht um Gesetzentwürfe (vgl. oben 
Nummer 1), Beschluf3empfehlungen (vgl. unten Nummer 3), Ände-
rungsanträge (vgl. unten Nummer 4), Wahlvorschläge (vgl. unten 
Nummer 5) oder Verordnungen (vgl. unten Nummer 6) handelt. 

a) Die Antrage dokumentieren im wesentlichen dle  Initiativen,  mit 
denen die Antrágsteller unabhängig von den zur Behandlung an-
stehenden Beratungsgegenständen — wann auch möglicherweise 
parallel zu ihnen — einen Beschluß des Parlaments in einer be-
stimmten Frage herbeiführen  wollen.  In der Regel sind Ersuchen an 
die Regierung Gegenstand derartiger Anträge. 

Muster 2-1 

Darüber hinaus fallen unter diesen Dokumenttyp zum Beispiel: 

aa) Antrag der Regierung auf Einwilligung 
zur Veräußerung von Grundstücken 	 Muster 2-2 

bb) Antrag auf Zustimmung zum Abschluß von Abkommen, 
Vereinbarungen und Staatsvertragen, soweit die 
Zustimmung nicht in Gesetzesform erteilt wird 	Muster 2-3 

cc) Antrag auf Entlastung der Regierung oder des 
Rechnungshofs wegen der Haushaltsrechnung und 
Vermögensrechnung 	 Muster 2-4 

dcl) Antrag auf Zustimmung zu einer Ernennung 	Muster 2-5 

ee) Antrag auf Zustimmung zur Abgrenzung der 
Geschäftsbereiche der Ministerien 	 Muster 2-6 

Durch die einheitliche Benennung dieser Vorgänge als „Antrag" 
kann auf die bisher verwendeten Benennungen wie „Vorlage der 
Regierung", „Mitteilung des Senats", „Vorlage zur Beschluß-
fassung" und „Schreiben", die den Inhalt und den Rechtscharakter 
des Dokuments nur nach weiterem Eindringen in den Text er-
kennen lassen, verzichtet warden. 

b) Zu den Antragen zählen auch die bisher als „Enschlief3tingsanträge" 
benannten Vorlagen.  Initiativen  dieser Art zielen darauf ab, die 
Auffassungen und Wünsche des Harpies zu einem bestimmten Be-
ratungsgegenstand zum Ausdruck zu bringen. Sie sind in der Regel 
nur zu Gesetzentwürfen zulässig. 

Muster 2 -7 

Von den unter Buchstabe a genannten Anträgen unterscheiden sich 
die Entschließungsanträge nicht durch ihren Inhalt, sondern in der 
Regel nur durch ihren akzessorischen  Charakter  und die verfahrens• 
maßige Behandlung. Daher erscheint  es  nicht erlorderlich, ninon 
besonderen Dokumenttyp „EntschlieRungsantrag" auszuweisen. 
Der Charakter der Entschlief3ung wird hinreichend dadurch herwo- 
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gehoben, daß nach der Dokurnenttypbenennung „Antrag" und der 
Nennung des Autors „Fraktion der F.D.P." auf die Entschließung 
hingewiesen wird. 

Beispiel: Anti ag 	 Muster 2-7 

der Fraktion der F.D.P. 

Entschließung zu dem Gesetzentwurf der Landesregie-
rung Drucksache 7/1093 

Zweites Landesgesetz zur Änderung des Polizeiverwal-
tungsgesetzes von Rheinland-Pfalz 

Soweit in der parlamentarischen Praxis nichtakzessorische Ent-

schließungen zugelassen sind, gehören sie ohnehin zu dem Doku-

menttyp „Antrag". 

Muster 2-8 

3. Beschlußempfehlung und Bericht 

Dieser Dokumenttyp wird fur die Drucksachen empfohlen, die das 
Votum und den Bericht der  Ausschüsse zu den ihnen überwiesenen Be-
ratungsgegenständen  enthalten.  

Muster 3-1 

Soweit ein schriftlicher Bericht nicht erstattet wird, erscheint nur die 
Beschlußempfehlung als Drucksache, die in diesem Fall auch die not-
wendigen Angaben zu dem zeitlichen Ablauf der Beratungen enthalten 

sollte. 

Muster 3-2 

a) Nach Auffassung des Arbeitskreises ist die Benennung „Beschluß-
empfehlung", wie sie teilweise in der parlamentarischen Praxis 
schon Verwendung findet,  am besten zur Charakterisierung der 

Ausschußempfehlungen geeignet. Nach allgemeiner Meinung sind 

nämlich Ausschußvorschläge, wie besonders am Beispiel der 
Empfehlung der unveränderten Annahme oder der Ablehnung einer 
Initiative deutlich wird, keine echten Anträge, auch wenn sie als 

solche benannt werden. 

Die Benennung „Antrag", die in einigen Parlamenten gebräuchlich 
ist, wird nicht empfohlen, weil sie schon für die selbständigen 
Initiativen (vgl. oben Nummer 2) verwendet wird und es dem 
Grundsatz der Schaffung unverwechselbarer Termini widerspricht, 
für unterschiedliche parlamentarische Vorgänge die gleiche Doku-

menttypbenennung zu wählen. 

Die Benennung „Ausschullantrag", die, wie es teilweise vertreten 
wird, den Unterschied zwischen den „echten" Anträgen und den 

Ausschußempfehlungen  deutlich machen soll, wird aus sprachlichen 

Gründen („Ausschußantrag des Ausschusses fur ...") nicht  empfoh-

len. Eine solche Benennung wurde auch dem Grundsatz wider-

sprechen, mit der Dokumenttypbenennung nicht Elemente der 

Autorbenennung zu vermengen. 

lm übrigen dürfte es angesichts der Bestrebungen, den Ausschüssen 
im Rahmen einer Neuordnung des parlamentarischen Verfahrens 

eigene lnitiativrechte — wie sie zum Teil den Rechts- und Ge-
schäftsordnungsausschüssen h insichtlich der  Geschäftsordnung 
bereits jetzt zustehen — zu verleihen, ratsam sein, auf die Be-
nennung „Antrag" fur die  Empfehlungen  der Ausschüsse irn Gesetz-
gebungsverfahren zu verzichten. 
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b) Es wird, soweit ein schriftlicher Bericht erstattet wird, empfohlen, 
die Beschlußempfehlung den Bericht in der Drucksache voranzu-
stellen. Dafür spricht, daß die Beschlußempfehlung den wesent-
lichen Inhalt des Dokuments darstellt und die verfahrensmäßige 
Grundlage für die Beschlußfassung durch das Plenum bildet. Dem-
gegenüber enthält der Bericht — zum Teil in Art einer Begrün-
dung — die wesentlichen Gesichtspunkte für den Beschluß des Aus-
schusses. 

Beschlußempfehlung und Bericht sollen grundsätzlich in einer 
Drucksache erscheinen, sie können aber in besonderen Fällen auch 
getrennt publiziert werden. 

Muster 3-3 und 3-4 

c) Empfehlen Ausschüsse, soweit dies nach der Geschäftsordnung zu-
gelassen ist, im Zusammenhang mit ihrem Votum zu einem über-
wiesenen Beratungsgegenstand die Annahme einer Entschließung, 
sollte diese unter einer eigenen Drucksachennummer erscheinen 
und nicht in der Beschlußempfehlung (vgl. unten Nummer 3) ent-
halten sein. Andernfalls besteht die Gefahr, daß sie übersehen und 
auf ihre besondere verfahrensmäßige Behandlung nicht geachtet 
wird. 

Muster 3-5 

4. Anderungsantrag 

Mit einem Änderungsantrag wollen die Antragsteller auf die Gestaltung 
einer anhängigen Vorlage, soweit dies in der Dispositionsbefugnis des 
Parlaments liegt, einwirken. 

Muster 4-1 

Empfehlungen der Ausschüsse sind keine Änderungsanträge (vgl. dazu 
oben Nummer 3). 

Die weitverbreitete Benennung „Anderungsantrag" bringt diesen Vor-
gang nach Meinung des Arbeitskreises besser und unverwechselbarer zum 
Ausdruck als die sonst noch gebräuchlichen Benennungen „Antrag", 
„Zusatzantrag" oder „Abänderungsantrag". Die Benennung „Antrag" 
würde zu Verwechslungen mit dem Dokumenttyp „Antrag" (vgl. oben 
Nummer 2) führen. 

5. Wahlvorschlag 

Dieser Dokumenttyp enthält die Vorschläge, welche die Beschlußgrund-
lage für die Wahlen bilden, die das Parlament vornimmt, 

Muster 5-1 

Er erfaßt sowohl die Wahlen, durch die das Parlament als Kreationsorgan 
oder im Rahmen seines Selbstorganisationsrechts  tätig  wird, als auch die 
Wahlen, durch die Abgeordnete oder andere Personen durch das Parla-
ment in auf3erparlamentarische Gremien und Institutionen gewählt wer-
den. 

Die Ausweisung des besonderen Dokumenttyps „Wahlvorschlag" recht-
fertigt sich aus der Vielzahl der von den Parlamenten vorzunehmenden 
Wahlen und aus dem Bedürfnis nach Dokumentation der Wahlen. 
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Die teilweise gentile Praxis, Wahlvorsehlage als „Vorschlag", „Vorlage", 
„Mniejlung des Prosidenien", „Mitteilung dr:s Senats", „Vorlage der 

I (indem egiening" oiler „Anilan" ż li verollentlichen, erschwer i das so- 
l- t komiksi des Inhal is des Di 'kumom!, 

Geht einem Wahlvoisklilag eine Mitteilung Liber die  mstehende Wahl 

voraus, so kann dies im Wege einer Unterrichtung geschehen. 

Muster 7-6 

Das gleiche gilt lei clie nachtregliche Unterrichtung des Parlaments über 

vorgenominene Wali len. 

Muster /-7 

6. Verordnung 

Durch diesen Dokurnentryp sollen die - nur fur einige Parlamente be-

deutsamen - Falle er lalt und kenntlich gernacht werden, in denen das 

Parlament an (Jer Rechtseltung durch die Regierung beteiligt ist oder 

Einflug daraut whine" kann. 

Muster 6-1 

Die bisher verwendeten Benentiringen wie z. B. „Vorlage zur Kertiltnis-

nahme -  oder „Mitteilung" lessen den Inhalt und den Rechtscharak ter 

des Dokuments nicht aul den erster"  Bl ick erkennen. 

Durch die Verwendung bisher schon gebrauchlicher Zustaze kann, so-

welt hierfür ein Bedurtnis besteht, jeweils klargestellt warden, inwieweit 
eine Einflugnahme des Parlaments möglich ist. 

Beispiele: 

al Aut hebbare ver k undete Verordnung 
	

Muster 6-2 

b) 	Zus" i rninungsbedurf t ige Verordnung 
	

Muster 6-:3 

Abánderbare und Atifhebbare Verordnung 
	

Muster 6-4 

iirweit 	uhrigen das Parlament beispielsweise über Verordnungsvoi- 

schlage des Rates der Europaischen Gemeinschaften o. a. in Kenntnis 

grisetzt wird, handelt  es sich um eine bloge Unterrichtung. 

Muster 7-1 

7. Unicrre htung 

al 	D leser Dokumenttyp, der helm Deu tschei i Bundestag bereits  ei  rigu- 

fuhrt 1st , sol I  einheitlich fur die Vorlagen Verwendung  finden,  mit 

denen das Parlament Liber einen Saktiverhali ufnem" litot wird ode" 

ihm ein Bericht erstattet wird. 

Muster I. l 

Die verfahrensinal&ig vol gesiiheilen Bumble dur Ausschusse  in den 

liberwiesenen Beratungsisini iv.ttinden odor die Ilerichui der Unie; • 

suchungsausschusse sind F 	l niemili t nikim" , sur idern wei 

h in „Berichte". 

Muster 3 1 urid 3-4 

Als Drucksachen sullen Union ichtungen nur verbtfentlicht werden, 

soweit sir: rechilich vorgesiilteri Sind oder mit konk ruten parlament-

tarischei I Beraningsgegenstanden in unmittelbarem Sachiusammen-

hang steheri. 
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b) Die Unterrichtungen unterscheiden sich von den Vorlagen, mit 
denen um cipo Entscheidung des Parlament% nachgesucht wird 
(/. B,  •Gesettentwi a I cider Antrag), darkach, daß siu grundstitzlich 
eine Entscheidung des Pielaments Mclii verlangen. Sie kiinneri aber 
—  tibet selbstan(iige parlamentarische Initiativen - den Anieli kir 
eine E ntschließungnes Parlaments  bikien. 

Beispiel: Aufforderung an die Bundesregierung, zu einem Verord-
nungsvorschlag des EG-Rates in einer bestimmten Weise 
Stellung zu nehmen. 

c) Als Unterrichtungen sollen auch die Vorlagen mit unterrichtendem 
Charakter benannt werden, die gleichzeitig die notwendige Station 
eines — wenn auch nur fakultativen — parlamentarischen Beratungs-
und Entscheidungsvorgangs sind. Dies ist in einer Reihe von 
Ländern beispielsweise der Fall bei der Unterrichtung der Landtage 

'Ober Anmeldungen zu Rahmenplänen oder über Planungen der Re-
gierung. Nach Auffassung des Arbeitskreises sollte aber — nicht zu-
letzt im Interesse der wünschenswerten Wahrnehmung der Beteili-
gungsrechte und Einflußmöglichkeiten des Parlaments — auf den 
besonderen Charakter dieser Unterrichtungen aufmerksam gemacht 
werden. Dies kann durch den Zusatz „zur Beratung", durch eine 
genaue Angabe der Rechtsgrundlage im  Betreft  oder durch einen 
Fußnotenhinweis geschehen. 

Muster 7-5 und 7-13 bis 7-15 

Zu den Unterrichtungen dieser Art gehören jedoch nicht die Fälle, 
in denen das Parlament zwar auf die Rechtsetzung durch die Re-
gierung Einflug nehmen kann, sich aber nicht an ihr beteiligen 
muß. Dieser Sonderfall soll, wie oben unter Nummer 6 dargestellt, 
als „Verordnung" gekennzeichnet werden. 

Muster 6-1 bis 6-4 

d) Soweit es sich nicht um 'die besonderen Fälle des Beschlusses (vgl. 
unten Nummer 8), des Gesetzesbeschlusses I vgl.  unten Nummer 9) 
(Md def Berichtigung (vgl.' unten Nummer 10) handelt, sollen elle 
Vorlagen in dent  vorgenannten  Sinn als „Unterrichtung" benannt 
werden. 

So gehören zu den Unterrichtungen beispielsweise: 

aa) 

bb) 

Bericht auf Grund gesetzlicher Verpflichtung 

Bericht der Regierung zu Beschlüssen 

Muster 7-2 

cc) 

des Parlaments 

Ubersicht über Antworten der Regierung auf 

Muster 7-3 

dd) 

Beschlüsse des Parlaments 

Unterrichtung über  Entwicklungsprogramme, 
Gebietsentwicklungsplanung und Finanzplanung 

Muster 

Muster 

7-4 

7-5 

ee) Unterrichtung Liber vorzunehmende Wahlen Muster 7-6 

U) Unterrichtung über vorgenommene Wahlen oder 
sonstige Beschlüsse des Parlaments, soweit 
as sich nicht um die  Dokumenttypen „Beschluß" 
und • „Gesetzesbeschluß" (vgl. unten Nummer 8 
und 9) handelt Muster /-7 
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gg) Unterrichtung über über- und außerplanmäßige 

Haushaltsausgaben 	 Muster 7-8 

hh) Unterrichtung über Gutachten, Tätigkeits- 

berichte des Datenschutzbeauftragten u. 6. 	Muster 7-9 

ii)  •  Unterrichtung über Jahresabschlüsse und 

Wirtschaftspläne 	 Muster 7-10 

Unterrichtung Liber Verordnungsvorschläge 

des EG-Rates 	 Muster 7-11 

kk) Rücknahrne von Antrügen, Verzicht auf 

Beantwortung u. A. 	 Muster 7-12 

II) Unterrichtung über Anmeldung zu Rahmenplänen Muster 7-13 

mm) Jahresbericht des Rechnungshofs über die 

Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung 

und der Haushaltsrechnung 	 Muster 7-14 

nn) Stellungnahme der Regierung zum Jahresbericht 

des  Rechnungshofs  	 Muster 7-15 

e) 	Durch die einheitliche Benennung dieser Vorgänge als „Unter- 

richtung" kann auf die bisher verwendeten Benennungen wie „Mit-
teilung'', „Mitteilung des Präsidenten (des Senats, der Regierung) . " 
„Vorlage der Regierung", „Vorlage zur Kenntnisnahme", „Schrei-
ben des Staatsministeriums", „Bericht", „Bericht des Staats-
ministeriums", „Antwort des Staatsministeriums", „Stellung-

nahme", „Wahl" und „Regierungsvorlage", die den  Inhalt  und den 

Rechtscharakter des Dokuments nur nach weiterem Eindringen in 
den Text erkennen lessen, verzichtet werden. 

8. Beschluß 

Dieser Dokumenttyp benennt die Beschlüsse im Gesetzgebungsverfahren, 

die den Beratungsstand z. B. nach den Beschlüssen zweiter Beratung 

wiedergeben und die  Grundlage für die weitere Beratung bilden. 

Muster 8-1 

Hierzu gehören auch die Beschlüsse des Bundesrats oder Bayerischen 

Senats im Gesetzgebungsverfahren, soweit durch sie die Mitglieder des 

Bundestags oder des Bayerischen Landtags unterrichtet werden. 

Muster 8-2 

Diese Beschlüsse fallen aus dem Rahmen der Unterrichtungen im Sinne 

der Nummer 7, weil sie in den  Geschäftsordnungen vorgesehen sind und 

eine besondere Funktion im parlamentarischen Verfahren erfüllen,  

9. Gesetzesbeschluß 

Dieser Dokumenttyp hat nur Bedeutung für den Bundesrat und den 

Bayerischen Senat. Er dient der Unterrichtung der Mitglieder des Bun-

desrats über die Gesetzesbeschlüsse des Bundestags und der Unter-

richtung der Mitglieder des Bayerischen Senats über die Gesetzes-

beschlüsse des Bayerischen Landtags als Grundlage fur deren weiteres 

Verfahren.  
Muster 9-1 
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Drucksachen, weiche die von dem Landtag gefaßten Geseuesheschlusse 
enthalten, sind lediglich Unterrichtungen im Sinne der Nummer 7, wenn 
sie eine besondere Funktion außer der Information im parlamenta-
rischen Verfahren nicht erfüllen. Soweit die Regierung über gefaßte Ge-
setzesbeschlüsse unterrichtet werden soll, geschieht dies zweckmäßiger-
weise nicht durch eine Drucksache, sondern durch das Plenarbeschluß-
protokoll. 

10. Berichtigung 

Dieser Dokumenttyp soll einheitlich alle Drucksachen erfassen, fur die 
bisher die Benennung „Berichtigung", „Druckfehlerberichtigung" oder 
„Berichtigte Fassung" verwendet wurden. 

Muster 10-1 
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 	 Drucksache 7/ 595 
7. Wahlperiode 

19.03.  1973 

Gesetzentwurf 

der Landesregierung 

Fischereigesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 

— LandesfIschereigesetz — 

A Problem 

Das geltende Preußische Fischereigesetz vorn 11. Mai 1916 entspricht 

nicht mehr den heutigen Erfordernissen. Nach seiner Zweckbestim-

mung betont es den Vorrang der wirtschaftlich betriebenen Fischerei 

vor der Freizeiffischerei. Wesentliche Teile des Gesetzes stehen mit 

den heutigen Grundsätzen des Rechtsstaates nicht in Einklang. 

B Lösung 
Unter Berücksichtigung der veränderten wirtschaftlichen  und staats-

rechtlichen Verhältnisse sollen bei Wahrung berechtigter fischereiwirt-
schaftlicher Belange einem groBen Personenkreis Möglichkeiten zur 
Ausübung der Freizeitfischerei geschaffen und gesichert werden. 

C Alternativen 

Keine 

D Kosten 
Aus der Durchführung des Gesetzes entstehen dem Land keine beson-

deren Kosten. 

E Zuständigkeit  
Zuständig ist der Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 

beteiligt sind der Innenminister, der Justizminister und der Minister 

für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr. 

Datum de. Originals: 16. 03. 1971/Ausgegeben. 71. 03. 1972 

Dio VerglfentlIchungen des Landtage  sind  lortlauf•nd und einz•ln gegen  Er-
Stallung  der Selbstkosten balm Archly des Landtag* Nordrhein-Westfalen. 
4 DUaseldort 1, Pointach 5007, Telefon (0211) BB 44 39, zu beziehen.  
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Drucksache 7/595 	 Landtag Nordrhein-Westfalen — 7. Wahlperiode 

Fischereigesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
— Landesfischereigesetz — 

Inhaltsverzeichnis 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1  Geltungsbereich  
§ 2 Erklarung offener Gewässer zu geschlossenen 

Zweiter Abschnitt 
Fischereirecht, Inhalt und Ausübung 

§ 3 Inhalt des Fischereirechts, Hegepflicht 
§ 4 	Inhaber des Fischereirechts 
§ 5 Aufrechterhaltung selbständiger Fischereirechte 
§ 6 Selbständige Fischereirechte und Gewässereigentum 
§ 7 Selbstandige Fischereirechte bei Veränderung fließender 

Gewässer  
§ 8 Übertragung von nicht beschränkten selbständigen 

Fischereirechten 
§ 9 Übertragung von beschränkten selbständigen Fischereirechten 
§ 10 Mit dem Eigentum an einem Grundstück verbundene selbstän-

dige Fischereirechte 
§ 11 Vereinigung von Fischereirechten 
§ 12 Ausubung des Fischereirechts 
§ 13 Nutzung von Fischereirechten 
§ 14 Fischereipachtvertrag 
§ 15 Genehmigungspflicht für Fischereipachtverträge 
§ 16 Voraussetzungen für die Erteilung von Genehmigungen 
§ 17 Fischereiausübung in blind endenden Gewässern 
§ 18 Fischfang auf überfluteten Grundstücken 
§ 19 Zugang zu Gewässern 

Dritter Abschnitt 
Fischereibezirke, Fischereigenossenschaft 

§ 20 Eigenfischereibezirk 
§ 21 Gemeinschaftlicher Fischereibezirk, Abrundung von 

Fischereibezirken 
§ 22 Fischereigenossenschaft 
§ 23 Entschädigungen 
§ 24 Satzung der Fischereigenossenschaft 
§ 25 Organe 
§ 26 Genossenschaftsversammlung 
§ 27 Vorstand 
§ 28 Konstituierung der Geri 
§ 29 Aufsicht liber die F; 

Vierter Abschnitt 
Fi sche rpr alum- 

§ 30 Fir 
§ 31 

2 
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S. ] 

Drucksache 7/595 Landtag Nordrhein-Westfalen — 7. Wahlperiode 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§1  

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Fischerei in ge-

schlossenen und offenen Gewässern. 

(2)  Geschossene Gewässer im Sinne dieses 

Gesetzes sind 

a) künstliche Fischteiche und sonstige künst-

liche Anlagen zur Fischzucht oder Fisch-

haltung, sotern sie gegen den Wechsel von 

Fischen, die das vorgeschriebene Mindest-

maß haben, abgesperrt sind, 

b) die übrigen Gewässer, wenn es ihnen an 

einer für den Wechsel der Fische geeigne-

ten dauernden Verbindung fehlt und das 

Fischereirecht in vollem Umfang nur einer 

natürlichen oder juristischen Person zu-

steht. Ein Gewässer bleibt auch dann ein 

geschlossenes, wenn die Ausübung des 

Fischereirechts unter Beschränkung auf den 

Fischfang auf mehrere natürliche Personen 

übertragen wird, 

c) zu geschlossenen Gewässern erklärte of-

fene Gewässer. 

(3) Alle anderen Gewässer sind offene Ge-

wässer 

§2  

Erklärung offener Gewässer zU geschlossenen 

Offene Gewässer oder einzelne Teile sol-

cher Gewässer, in denen das Fischereirecht im 

vollen Umfang nur einer natütlichen oder juri-

stischen Person zusteht, können, soweit öffent-

liche Interessen nicht entgegenstehen, auf An-

trag des zur Auslibüng der Fischerei Berechtig-

ten für einen bestirrirnten Zeitraum zu geschlos-

senen Gewässern erklärt werden, wenn sie 

gegen den Fischwechsel hinreichend abge-

sperrt  werden. Wasserrechtliche  Vorschriften 

bleiben unberührt. 

(2) Wird ein offenes Gewässer zum gesch' 

senen erklärt und erleiden dadurch zur ' 
• rei in anderen Gewässern oder Gew; 

Berechtigte Nachteile, so sind dir 

chen. Den Ausgleich hat der" 

zu dessen Gunsten das or 

geschlossenen erklärt 

tir pe haften als 

gleich entfallt, vo' 
verhindert w; 
Gewässer  
arisen , ' 

:3 
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 	 Drucksache 7/2645 
7. Wahlperiode 

17. 04. 1973 

Antrag  
der Fraktion der CDU 

Einsetzung und Zusammensetzung beratender Ausschüsse 
(Beiräte) bei den Staatlichen Gewerbeaufsichtsämtern 

Die Landesregierung wird ersucht, zur verstärkten Förderung der ge-
sellschafts- und sozialpolitisch wichtigen Aufgaben der Staatlichen 
Gewerbeaufsicht im Arbeitsschutz sowie im Umweltschutz bei allen 
Staatlichen Gewerbeaufsichtsämtern beratende Ausschüsse (Beiräte) 
einzusetzen. Die beratenden Ausschüsse (Beiräte) sollen mit sach- und 
ortskundigen Vertretern der Sozialpartner und Vertretern der an der 
Arbeit der Gewerbeaufsicht interessierten Gruppen besetn werden. 

Begründung; 

Die Staatliche Gewerbeaufsicht hat im Bereich der Sozialpolitik 
(Arbeitsschutz) und des Umweltschutzes wichtige Funktionell zu orfik 
len. Der nordrhein-westfälische Landtag hat deshalb ihrer Arbeit stets 
besondere Bedeutung beigemessen. So hat er im Jahre 1972 einer 
erheblichen Personalverstärkung, die in einem Mehrjahresplan durch-
geführt werden soll, zugestimmt mit Rücksicht aul die starke Zunahme 
der Aufgaben der Gewerbeaufsicht. 

Neben einer möglichst optimalen Ausstattung ist auch eine gute und 
intensive Zusammenarbeit der Staatlichen Gewerbeaufsicht mit den 
Sozialpartnern und den sonst an der Arbeit der Gewerbeaufsicht inter-
essierten Gruppen erforderlich. 

Bisher gibt es eine institutionelle Zusammenarbeit nur auf der Ebene 
des Ministeriums (Ausschuß für Jugendarbeitsschutz) und in der Mittel-
instanz (Arbeitskreis für Arbeitssicherheit). Die hier gewonnenen 
Erfahrungen sollten für die Einrichtung einer intensiven Zusammen-
arbeit auf der Ebene des einzelnen Gewerbeaufsichtsamtes nutzbar 
gemacht werden. Hierbei ist selbstverständlich nur an beratende Aus-
schüsse zu denken. Einzelangelegenheiten und Einzelentscheidungen 
gehören nicht zu den Aufgaben der beratenden Ausschüsse, die außer-
dem nicht als „Beschwerdeinstanz" fungieren dürfen. 

Köppier 	Grundmann 	Dr. Schwamkrug 	und Fraktion 

Da turn des Originals -  1 7. 04 1973 / Ausguyibun 19 04. 10 / 3 

Die Versa entlichungen des Landtags Bind loglautend und einzeln began Er.. 
matunia dor Selbstkosten beim Ar chiv des Landtags Nordrhein-Westfalen, 
4 Ousse - dorl 1, Postfach 5007. Telefon (02 11l 08 44 39, zu beziehen. 
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Deutscher Bundestag 	 Drucksache 7 / 425 
7. Wahlperiode 

29. 03. 1973 

Antrag 

der Bundesregierung 

Einwilligung nach § 64 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung 

Veräußerung bundeseigenen Geländes in Langenhagen-Wiesenau 
bei Hannover an die Stadt Langenhagen 

Schreiben des Bundesfinanzministers vom 27. März 1973: 

Ich beabsichtige, eine für den Bund dauernd entbehrliche 172 371 qm große 

teilbebaute Fläche einer ehemaligen reichseigenen Liegenschaft  in Langenha-

gen-Wiesenau bei Hannover an die Stadt Langenhagen zu veraußern. Der Ver-

kehrswert beträgt 6 554 870 DM. 

lm Entwurf des Flächennutzungsplanes ist das Kaufobjekt als Industrie- und 

Gewerbegebiet ausgewiesen. Der aufgrund von Vergleichspreisen und Richt-

werten ermittelte Bodenwert beträgt zuzüglich der von der Erwerberin zu 

tragenden Erschließungskosten 40 DM/qm für 152 244 qm und wegen des 

ungünstigeren Zuschnitts und der ungünstigeren ErschlieRung 30 DM/qm ter 

20 127 qm. 

Auf dem Gelände befinden sich abbruchreife Gebäude und Gebäudereste, für 

deren Beseitigung Abbruchkosten in Höhe von 160 000 DM als Wertminde-

rung zu berücksichtigen sind. Andererseits sind vom Bund bereits bezahlte 

ErschließLingskosten in Höhe von 21 300 DM in den Kaufpreis einzubeziehen. 

Die Stadt Langenhagen benötigt ca. 72 000 qm des Geländes für die Schaf - 

fung von Verkehrs- und Grünanlagen. Das restliche Gelende von rund 

100 000 qm wird die Erwerberin erschließen und dann für die Zwecke der 

I ndustriea nsiedlung weiterveräußern. 

Ich bitte, gemäß § 64 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung die Einwilligung 

des Bundestages zur Veräußerung des Geländes an die Stadt Langenhagen für 

6 554 870 DM herbeizuführen mit der  Maigabe, daß dieser Preis für den Teil 

des Kaufobjektes, der für die Schaffung von Verkehrs- und Grunanlagen vor-

gesehen ist, um 30 v.H. zu senken ist, falls die Kaufbewerber in die nach dem 

Gesetz über die verbilligte Veräußerung, Vermietung und Verpachtung von 

bundeseigenen Grundstücken und den dazu ergangenen Richtlinien erforderli-

chen Voraussetzungen erfüllt. 

In Vertretung 

Dr. Schuler 

Druck: Thenee Druck KG. 53 Bonn. Tel.: (02221) 23 19 87 

AlleinvertrIeb. Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1. 

Postfarb 821. Goethestr. 56, Tel. (02221)  38 35 51 

Sachgebiet 63 
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BAYERISCHER LANDTAG 

7. Wahlperiode 
Drucksache 7/ 21 

11. 12. 1970 

Antrag 

der Staatsregierung 

Abkommen über die Errichtung und Finanzierung des Institutes 
für medizinische Prüfungsfragen 

Die Staatsregierung beantragt mit Schreiben vom 11.12.1970 die Zustimmung zu dem nachstehend abgedruckten 
Abkommen nach Artikel 72 Abs. 2 der Bayerischen Vert assung 

Text  Text 
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DEUTSCHER BUNDESTAG 
	

Drucksache 7/528 
7. Wahlperiode 

09. 06. 1973 

Antrag 
	 Sachgebiet 63 

der Bundesregierung 

Entlastung gemäß Artikel 114 Abs. 1 des Grundgesetzes 

Haushaltsrechnung und Vermögensrechnung des Bundes fir das 

Haushaltsjahr 1971 (Jahresrechnung 1971 ) 

Schreiben der Bundesregierung vorn 07. 05. 1973: 

Hiermit lege ich die Haushaltsrechnung und Vermögensrechnung des Bundes 

für das Haushaltsjahr 1971 — Jahresrechnung 1971 *) — vor (Artikel 114 

Abs. 1 des Grundgesetzes). 

Der Bundesrechnungshof hat gemüli Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 des Grundge-

setzes und 5 97 Abs. 1 der Bundeshaushaltsordnung seine Bemerkungen zu 

der Jahresrechnung 1971 dem Bundestag, dem Bundesrat und der Bundesre-

gierung zuzuleiten. Ich bitte, nach Eingang dieser Bemerkungen die Entschei-

dung des Deutschen Bundestages über die Entlastung der Bundesregierung 

wegen dieser Rechnung herbeizuführen (5 114 Abs. 1 dei Bundeshaushalts- 

ordnung). 

Einen entsprechenden Antrag habe ich gleichzeitig an den Henn Prasidenten 

des Bundesrates gerichtet. 

als Sonderdruck  verteilt  
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 

8. Wahlperiode 
Drucksache 8/1877 

20. 10. 1976 

Antrag 
des Ministerpräsidenten 

Zustimmung zur Ernennung des Präsidenten 
des Rechnungshofs Rheinland-Pfalz 

Schreiben des Ministerpräsidenten vom 15. 10. 1976: 

Tex t 
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LANDTAG VON  BADEN-WÜRTTEMBERG 
	

Drucksache 6/77  
6. Wahlperiode 

29. 03. 1972 

Antrag 
der Landesregierung 

Zustimmung zur Abgrenzung der Geschäftsbereiche der Ministerien 

gemäß Artikel 45 Abs. 3 Satz 2 der Landesverfassung 

Schreiben des Ministerpräsidenten vom 29. Juni 1972: 

Ich beehre mich, Ihnen den von der Landesregierung beschlóssenen Entwurf 

einer Bekanntmachung über die Abgrenzung der Geschäftsbereiche der Mini-

sterien mit der Bitte zu übersenden, die Zustimmung des Landtags gemaI1 

Artikel 45 Abs. 3 Satz 2 der Landesverfassung herbeizuführen. 

Diese Bekanntmachung soll an die Stelle der Bekanntmachung der vorläufigen 

Regierung über die Abgrenzung der Geschäftsbereiche der Ministerien v-

8. Juli 1952 (Ges.I31. S. 21) in der Fassung der Bekanntmachuon ' 

regierung über die Änderung der Bekanntmachung Ohs  - 

Geschäftsbereiche der Ministerien vom 21. lw 

Die neue Bekanntmachung 

Ausgegeben: 30. 06. 1972 
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 

7. Wahlperiode 
	 Drucksache 7/1924 

19. 06. 1973 

Antrag 

der Fraktion der FDP 

Entschließung 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 7/1093 

Zweites Landesgesetz zur Änderung  des Polizeiverwaltungsge-
setzes von Rheinland-Pfalz 

Die Landesregierung wird aufgefordert, durch innerdienstliche Weisungen 
sicherzustellen, daB  

1. bei der Durchführung von Maßnahmen zum Zwecke des Erkennungs-
dienstes ohne Einwilligung des Betroffenen (4 3 des Polizeiverwaltungsge-
setzes) ein besonders strenger Mastab anzulegen ist und Unterlagen über 
eine solche erkennungsdienstliche Behandlung vernichtet werden, wenn 
sich nachträglich herausstellt, daß für die erkennungsdienstliche Behand-
lung ein begründeter Anlaß nicht bestanden hat; 

2. von der Möglichkeit zur sofortigen körperlichen Durchsuchung von Frauen 
durch Angehörige der männlichen Polizei (4 18 Abs. 3 Satz 2 des Polizei-
verwaltungsgesetzes) nur mit äußerster Zurückhaltung und nur in Fallen 
Gebrauch gemacht wird, in denen die sofortige Durchsuchung — auch bei 
Anlegung eines strengen Maßstabes — unbedingt erforderlich erscheint. 

Für  die Fraktion 

Dr. Danz 
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DEUTSCHER BUNDESTAG 
	

Drucksache 	1 I 1193 
1. Wahlperiode 

19.07.  1950 

Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, BP, DP und des Zentrums 

Entschließung 

Europäischer Bundespakt 

In der Uberzeugung, daß die gegenwartige Zersplitterung Europas in souveräne 

Einzelstaaten die europäischen Völker von Tag zu Tag mehr ir, Elend und 

Unfreiheit führen muß, tritt der in  freien Wahlen berufene Bundestag den 

¯3undesrepublik Deutschland fur einen Europaischen Bundespakt ran, wie ihn 

die Präambel und der Artikel 24 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 

Deutschland vorsehen. 

Dieser Europäische  Bundespakt soll 

1 _  eine übernationale Bundesgewalt schaffen, die sich auf allgemeine, unmit • 

telbare und  freie Wahlen gründet und Liber gesetzgebende, ausubende und 

richterliche Kompetenzen verfügt, 

2. diese Gewalt mit allen Befugnissen ausstatten, die erforderlich sind, um 

a) die  wi rtschaftliche Einheit Europas auf der Grundlage sozialer Gerech-

tigkeit herbeizuführen, 

b) eine gemeinsarne europaische Auftenpolitik 	ermogInchen, due dem 

Frieden in der Welt dient, 

C) die Gleicheit der Rechte aller europäischen Völker hei zustellen  und 

weiterhin zu sichern, 

d) die Grundrechte und menschlichen Fr eiheiten der eurnpaischen Bulger 

zu garantieren und unter Rechtsschutz zu stellen. 

Dr. von Brentano und Fraktion 
	

011enhauer una f- fakt ion 

Dr. Schäfer und Fraktion 
	

DI. Seelos uml Fiaktion 

Dr. Muhlenfeld und Fraktion 
	

Frau  Wessel wid F miamli 
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
	

Drucksache 7/ 1801 
7. Wahlperiode 

14. 06. 1972 

BeschluBempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

zum Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 7/595 
— 2.  Lesung— 

Fischereigesetz für das Land Nordrhein-Westfalen — Landesfische-
reigesetz — 

Berichterstatter: Abgeordneter Drescher SPD 

Bericht: S. 13 

Beschlugempfehlung: 

Der Gesetzentwurf wird in der Fassung der Beschlüsse des 

Ausschusses angenommen. 

Ostrop 

Vorsitzender 

Ausgegeben. 03. 07. 1972 

Die Vernflentlichungen dn Landlags eind fortlaufend und einzeln gegen Er-
Milano der Selbstkosten helm Archly dee Landing NordrheinMeallalen. 
4 Obeseldorl t, Postrach 5007, Telefon 02 11)  58  44 39, zu. beziehen 
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Landtag Nordrhein-Westfalen — 7. Wahlperiode 
	

Drucksache 7/1801 

Fischereigesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 

— Landesfischereigesetz — 

Inhaltsverzeichnis 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 7/595 

Beschlüsse des Ausschusses 

Erster Abschnitt 	 Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 	 Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich 	 § 1 unverändert 

6 2 Erklärung offener Gewässer zu ge-
schlossenen 

5 2  Gleichstellung  von stehenden Gewässern  mit 

Pr ivatgewässer n 

Zweiter Abschnitt 	 Zweiter Abschnitt 

Fischereirecht, Inhalt und Ausübung 	 Fischereirecht, Inhalt  und Ausübung 

6 3 Inhalt des Fischereirechts, Hege-
pflicht 

5 4 Inhaber des Fischereirechts 

5 Aufrechterhaltung selbständiger 

Fischereirechte 

g 3 unverändert 

§ 4 unverändert 

g 5 unverändert 

6 6 Selbständige Fischereirechte und Ge- 	 5 6 unverändert 

wässereigentum 

6 7 Selbständige Fischereirechte bei Ver- 	 6 7 unverändert 

änderungen fliegender Gewässer 

6 8 Übertragung von nicht beschränkten 	 6 8 unverändert 

selbständiger Fischereirechten 

6 9 Übertragung von beschränkten selb- 	 6 9 unverändert 

ständigen Fischereirechten 

6 10 Mit dem Eigentum an einem Grundstück 	 5 10 unverändert 

verbundene selbständige Fischereirechte 

5 11 Vereinigung von Fischereirechten 	 6 11 unverändert 

6 12 Ausübung des Fischereirechts 	 6 12 unverändert 

6 13 Nutzung von Fischereirechten 	 g 13 unverändert 

6 14 Fischereipachtvertrag 	 6 14 unverändert 

6 15 .Genehmigungspflicht für Fischereipacht- 	 6 15 unverändert 

verträge 

6 16 Voraussetzungen für die Erteilung von 	 6 16 unverändert 

Genehmigungen 

6 17 Fischereiausübung in blind endenden 	 5 17 Fischereierfaubnisverträge 

Gewässern  

5 18 Fischfang auf überfluteten Grundstücken 	 6 18 Fischereiausübung  in blind 	' 
wässern 

19 Zugang zu Gewässern USW. 

3 
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Landtag Nordrhein-Westfalen — 7. Wahlperiode 
	

Drucksache 7/1801 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§1  

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Fischerei in geschlosse-
nen und offenen Gewässern. 

(2) Geschlossene Gewässer im Sinne dieses Gesetzes 
sind 

a) künstliche Fischteiche und sonstige künstliche An-
lagen zur Fischzucht oder Fischhaltung, sofern sie 
gegen den Wechsel von Fischen, die das vorge-
schriebene Mindestmaß haben, abgesperrt sind. 

b) die übrigen Gewässer, wenn es ihnen an einer für 
den Wechsel der Fische geeigneten dauernden Ver-
bindung fehlt und das Fischereirecht in vollem 
Umfang nur einer natürlichen oder juristischen 
Person zusteht. Ein Gewässer bleibt auch dann ein 
geschlossenes, wenn die Ausübung des Fischerei-
rechts unter Beschränkung auf den Fischfang auf 
mehrere natürliche Personen übertragen wird, 

c) zu geschlossenen Gewässern erklärte offene Ge-
wässer. 

(3) Alle anderen Gewässer sind offene Gewässer.  

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Fischerei in stehenden 
und fließenden Gewässern. Wasserrechtliche Vor-
schriften bleiben unberührt.  

(2) Stehende Gewässer sind Wasseransammlungen 
ohne ständigen natürlichen oberirdischen Abfluß. Alle 
anderen Gewässer sind fließende Gewässer. 

(3) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
Anlagen zur Fischzucht oder Fischhaltung, sofern sle 

1 _  gegen den Wechsel von Fischen, die das vorge. 
schriebene Mindestmaß haben, abgesperrt sind, 

2. dauernd bewirtschaftet und 

3. regelmäßig abgelassen werden. 

( 4) Privatgewässer sind stehende Gewässer, die gegen 
jeden Fischwechsel abgesperrt sind, an denen Allein-
eigentum, Eigentum zur gesamten Hand oder 
Miteigentum besteht, und die 

a) zum unmittelbaren Haus-, Wohn- und Hofbe 
gehoren oder 

b) nicht größer als 0,5 Hektar sind. 

( 5) Auf Privatgewässer  und ih. 
wesser (§ 2) finden nur d ,  
und 40 Abs. 1 Anwendi. 
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Landtag Nordrhein-Westfalen — 7. Wahlperiode 
	

Drucksache 7/1801 

Bericht 

A. Allgemeines 

Der Entwurf eines Fischereigesetzes Fur das Land 

Nordrhein-Westfalen wurde nach der ersten Lesung 

im Landtag dem Ausschuß für Ernährung,  Land-, 

Forst- und Wasserwirtschaft unter Hinzuziehung von 

je fünf Mitgliedern des Ausschusses für Innere Verwal-

tung, des Justizausschusses und des Wirtschaftsaus-

schusses zur Beratung überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Land-, Forst- und Was-

serwirtschaft mit den beteiligten Abgeordneten der 

vorgenannten Ausschüsse hat den Gesetzentwurf in 

seinen Sitzungen am 11. Mai 1971, 14. September 

1971, 25. Januar 1972, 1. Februar 1972, 29. Februar 

1972, 7. März 1972, 18. April 1972, 16. Mai 1972, 

30. Mai 1972 sowie 13. und 14. Juni 1972 beraten 

und ihn mit den aus der nachfolgenden Gegenüber-

stellung ersichtlichen Änderungen einstimmig ange-

nommen. 

Die Schlußberatung des Gesetzentwurfs führte der 

Ausschuß im Rahmen einer Klausurtagung am 13. 

und 14. Juni 1972 in der Landesanstalt für Fischerei 

Nordrhein-Westfalen in Albaum, Kreis Olpe, durch. 

B. Ergebnis der Beratungen 

Dem geltenden Preußischen Fischereigesetz vom 

11. Mai 1916 (Pr.GS. NW. S. 252) liegt die Ziel-

setzung zugrunde, die wirtschaftlich betriebene 

Fischerei — vorwiegend die in der Form der Teich-

wirtschaft betriebene — zu fördern. Jede andere Art 

der Ausübung der Fischerei, insbesondere die  Aus-

übung durch eine größere Zahl von Berechtigten, wur-

de als hinderlich angesehen und demzufolge durch die 

gesetzlichen Bestimmungen nicht oder nur wenig ge-

fördert. 

Diese dem PreuRischen Fischereigesetz zugrunde 

liegende Auffassung ist mit den heutigen Verhältnis-

sen, insbesondere mit dem gesteigerten Bedürfnis der 

Menschen nach Erholung und sinnvoller Freizeitge-

staltung, nicht mehr vereinbar. Es kommt hinzu, dag 

die wirtschaftlich betriebene Fischerei ganz erheblich 

an Bedeutung verloren hat. Demgegenüber hat die 

Fischerei in Form der Freizeitfischerei zunehmend an 

Bedew Ling gewonnen, 

Die Nachfrage nach Fischereiausubungsmoglichkeiien 

kann schon derzeit nur schwer, mit Sicherheit aber 

bei der zu erwartenden vermehrten Freizeit nicht he-

fr ied igt werden. 

Den veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen und 

der zu erwartenden Entwicklung trägt der Entwurf 
insbesondere dadurch Rechnung, daß 

-- die Inhaber von  Fischereirechten zur Nutzung 

ihrer Rechte verpflichtet werden, so dali erheblich 

mehr Personen als bisher die Möglichkeit erhalten, 

die Fischerei  auszuüben, 

— Fischereiberechtigte zu einer ordnungsgemäßen 

1-lege verpflichtet werden, so daß der Fischbesatz 

der Gewässer sich verbessert, 

durch die Bildung von  Fischereigenossenschaften 

eine optimale Nutzung und Hege sichergestellt 

wird, 

der Fischereibehorde die Möglichkeit gegeben 

wird. Maßnahmen zur treffen, um die Ziele des 

Gesetzes  durchzusetzen 

Die vom Ausschuß beschlossenen Änderungen be-

ruhen im einzelnen auf folgenden Uberlegungen: 

Zu §, 1 

Geltungsbereich 

Der Entwurf der Landesregierung hatte die Regeiung 

des preußischen Fischereirechts hinsichtlich der 

offenen  und geschlossenen Gewässer übernommen. 

Der Ausschuß war der Meinung, daft diese Regelung 

in der Praxis zu Auslegungs- und Abgrenzungsschwie-

rigkeiten führen könne. Augerdem sei die preußische 

Regelung ter den Nichfachmann nur schwer verständ-

lich. Diese Nachteile konnen und sollen nach der Auf-

fassung des Ausschusses dadurch ausgeraumt werden, 

daß die Regelung des Wasserrechts über stehende und 

flieltende Gewässer tiber nommen wird. 

lm Absatz 4 der neuen Fassung des ff 1 wird der Be-

griff des  Privatgewässers  in Anlehnung an die von der 

Rechtssprechung entwickelten Grundsatze und unter 

Ausschopf ring der dem Lindesgesetzgeber durch 

Ai like! 69 EGBGLI etteilten I imachtiutinii konkiet' 

siert. Privatgewasso siriti il » in,"ch SOVUtOEII all ilmen 

Alleirleigent LIM, E i gentili"  zm gesamter 'land odei 

Miteigentum besteht - insbesondere AIM unnut tel-

bar en Haus , Wohn -  und Hofbereich  gehorende 

Gewasser sowie stehende Gewässer, die nicht großer 

13 
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 	 Drucksache 7/ 3651 
7. Wahlperiode 

24.. 01. 1975 

BeschluBempfehlung 
des Haushalts- und Finanzausschusses 

zum Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 7/3560 

Landesgesetz zu dem Abkommen über die Aufgaben und Finan-
zierung der Wasserschutzpolizei-Schule 

Berichterstatter: Abgeordneter Klein SPD 

Beratungen: 

Durch Beschlu6 des Landtags vom 16. Januar 1975 (Plenarprotokoll 7/106 
S. 2931) ist der Gesetzentwurf an den Haushalts- und Finanzausschuß — fe-
derführend — und an den Innenausschull überwiesen worden. 

Der Haushalts- und F inanzausschuIS hat den Gesetzentwurf  in seiner Sitzung 
am 21. Januar 1975, der Innenausschug in seiner Sitzung am 24. Januar 1975 
beraten. 

Beschlugempfehlung: 

Der Gesetzentwurf wird unverändert angenommen. 

Vondano 

Vorsitzender 
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 	 Drucksache 7/ 1801 
7. Wahlperiode 

14. 06. 1972 

BeschluBempfehlung 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

zum Gesetzentwurf der Landesregierung 

Drucksache 7/595 
— 2. Lesung — 

Fischereigesetz für das Land Nordrhein-Westfalen — Landesfische-
reigesetz — 

Berichterstatter: Abgeordneter Drescher SPD 

Bericht: Drucksache 7/1802 

Beschluaempfehlung: 

Der Gesetzentwurf wird mit den aus der anliegenden Zusammenstellung er-

sichtlichen Änderungen (rechte Spalte) angenommen. 

Ostrop 

Vorsitzender 
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 

7. Wahlperiode 
Drucksache 7/1802 

14. 06. 1972 

Bericht 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

zum Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 7/595 
—2.  Lesung— 

Fischereigesetz für das Land Nordrhein-Westfalen — Landesfisehe-
reigesetz — 

Berichterstatter: Abgeordneter Drescher SPD 

BeschluBempfehlung: Drucksache 7/1801 

Text 
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
	

Drucksache 7/ 8 30 
7. Wahlperiode 

Beschlufiempfehlung 
des Ausschusses für ErnShrung, Landwirtschaft 

und Forsten 

Entschließung 
zum Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 7/595 und 7/18o1 

21.o6.1972 

Vorabdruck 

 

Fischereigesetz fur das Land Nordrhein-Westfalen 
-Landesfischereigesetz - 

1. Aus Anlaß der Verabschiedung des Landesfischereigesetzes 

appelliert der Landtag Nordrhein-Westfalen an alle Ver-

antwortlichen, ihre BemUhungen um die Reinhaltung der Ge-

wasser zu verstärken, da der Fischereibestand in vielen 

Gewässern immer wieder durch die -vielfach unerlaubte-

Einleitung nicht ausreichend geklärter Abwässer gefähr- 

det wird. 

2. Der Landtag ersucht die Landesregierung, die wirksame 

Kontrolle und Oberwachung der Abwässereinleitungen sicher- 

zustellen. 

Dr. Kassmann 
und Fraktion 

Koch 
und Fraktion 

Datum des Originals: 21.o6.1972/Ausgegeben: 21.o6.1972 
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 

7. Wahlperiode 
DflIdalldle 7/3530 

11. 12. 1974 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

zu der BeschluRempfehlung des Ausschusses für Soziales, Gesund-
heit und Sport 
Drucksache 7/3506 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 7/2612 

Landesgesetz über die staatliche Anerkennung von Sozialarbeitern 
und Sozialpädagogen (SoAnG) 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neue Absatz 2 eingefügt: 

,,(2) Zur Erprobung einer einphasigen Ausbildung 
kann das Berufspraktikum auch vor oder während des 
Studiums abgeleistet werden." 

b) Die Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 und 4. 

Für die Fraktion 

Herrmann 
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 	 Drucksache 7/ 2798 
7. Wahlperiode 

23. 04. 1974 

Wahlvorschlag 

des Altestenrats des Landtags 

Wahl von Mitgliedern des Verfassungsgerichtshofs 

Am 14. April 1974 endete die Amtszeit des ordentlichen nichtberufsrichter- 

lichen Mitgliedes des Verfassungsgerichtshof es Rechtsanwalt H. Schaffranek, 

Koblenz. 

Für die Wahl hat der Altestenrat des Landtags nach 5 5 Abs. 2 Satz 2 des 

Landesgesetzes über den Verfassungsgerichtshof folgende Liste aufgestellt: 

a) Wilhelm Fürst, Koblenz, 

b) Rechtsanwalt H. Schaffranek, Koblenz. 

Aus dieser Vorschlagsliste ist ein Verfassungsrichter zu wählen. 

Für den Altestenrat: 

Dr. Johann Baptist Render 

Präsident des Landtags 
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
	

Druckens 7/4085 
7. Wahlperiode 

18. 04. 1975 

Verordnung 
der Landesregierung 

Dritte Landesverordnung zur Änderung der Verordung über ... 

Text  Text 
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Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 

Verordnung 
der Bundesregierung 

Drucksache 7/ 311 

13.03.1973 

Sachgebiet 74 ---------- 

Aufhebbare verkündete 
Dreiundvierzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 

— Anlage zum Aultenwirtschaftsgesetz — 

Auf Grund des § 2 des Forstschäden-Ausgleichs-
gesetzes vom 29. August 1969 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1533) sowie des § 27 in Verbindung mit (len §§ 2, 

10 Abs. 2 bis 4 und § 26 Abs. 1 des AuBenwirtschafts-

gesetzes vorn 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481) 

verordnet die Bundesregierung: 

§1  

Die Einfuhrliste — Anlage zum AuBenwirtschafts-

gesetz — in der Fassung der Einundvierzigsten Ver-

ordnung zur Änderung der Einfuhrliste vom 23. Sep-

tember 1971 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 182 

vom 30. September 1971), geändert durch die Zwei-

undvierzigste Verordnung zur Änderung der Ein-

fuhrliste vom 19. September 1972 (Bundesanzeiger 
Nr. 178 vom 21. September 1972), wird in Teil III 

(Warenliste) wie folgt geändert: 

Bei den Warennummern 4401 10, 4401 60, 4403 10, 
4403 20, 4403 30, 4403 41, 4403 50, 4403 60 und 4405 19 

wird in Spalte 4 dem Kreuz ( 1 ) das FuBnotenzei-
d-ken 9  angefügt; Schluli der Seiten 102 und 103 
wird folgende Farmie an(Jehigt: 

„•) Die Unlink bedart in dur Zeit vom . 	1973 
bis 31. Dezember 1973 der Genehmigung, werm 
Einkaufs-, Ursprungs- und Versendungsland 
nicht ein Mitgliedstaat der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft ist." 

§2  

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten  Uber-
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz-
blatt  I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
AuBenwirtschattsgesetzes auch Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt ani Tage der Verkündung 
in Kraft. 

Druck: Bonner Unlversitate-Buchdruckerel, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger. 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestrakle 56. Telefon (O 22 21) 36 35 51 
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BUNDESRAT 	 Drucksache  1471/73 

29.05,1973 

Verordnung 
	 AS - R 

des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 

ZustimmungsbedUrftige  
»rifle Verordnunt zur Änderung  der Wahlordnung für  
die Sozialversicherung  

Die Bundesregierung beantragt nach Artikel 80 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes mit Schreiben vom 25. Mai 1973 die Zustimmung zu nach-
stehendem Verordnungsentwurf. 

Text 



T Abgeordnetenhaus von Berlin Drucksache 6/ 3 
6. Wahlperlode 	 23. 04. 1971 

Muster 6-4 

Verordnung 

des Senats 

Abänderbare und aufhebbare 
Kehr- und Obermtfungsordnung 
und Kehr- und lüberprilfungsgebiihrenordnung Mr Berlin 
vom 19. Januar 1971 

Auf Grund des 11 1 Abs. 2 und des 24 des Schornstein-
fegergesetzes vom 15. September 1989 (B(181.1 S. 1834, 
2432 / GVBI. S. 1947, 1970 S. 55) und der 40 14 und 24 des 
Polizeiverwaltungsgesetzes in der Fassung vom 2. Oktober 
1958 (GVB1. S. 961),  geändert durch Gesetz vom 17. Jun 
1989 (GVBI. S. 1030), wird verordnet: 

§1 
Kehrpflicht 

(1) Der Kehrpflicht unterliegen 
1. Schornsteine, an die Feuerstätten  für feste und flUssige 

Brennstoffe angeschlossen sind, 
2. Verbindungastilcke zwischen Feuerstlitten  für feste 

und  flüssige Brennstoffe und Schornsteine, wenn ale 
mit Reinigungsöffnungen versehen sind, 

3. Rauchableitungen in oder an Gebiluden von  Feuer-
stätten besonderer Bauart, 

4. Räucherkammern. 
(2) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 unterliegen Senora-

stelae, an die Feuerstätten nicht angeschlossen sind, der 
Kehrpflicht, wenn die Anschlufitiffnungen  für Feuerstätten 
nicht orchiungsgemita verschlossen sind. 

(3) Nicht der Kehrpflicht unterliegen freistehende oder 
In  Kesselhäuser eingebaute Schornsteine mit einer lichten 
Grundflache an der Sohle von mehr ale 10.000 cm". 

f 2 
tberprUfimgapflIcht 

(1) Auf Hire Gebrauchsfähigkeit sind su tlberprillen 
1. Abgasschornsteine, an die Gadeuerstlitten angeschlos-

sen sind, 
2. Lüftungsanlagen, die gleichzeitig zur Ableitung von 

Abgasen benutzt werden, 

Die Veröffentlichungen  des  Abgeordnetenhauses sind  beim Kulturbuchverlag Baratu 1 Berlin 30, Paseauer Stras 4. 
Telefon 2 11 10 71. zu beziehen. 

1 
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Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 

Drucksache  7/530  

09. 05. 1973 

Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

   

Sachgebiet  700 

   

Sondergutachten zur konjunkturpolitischen Lage lm Mai 1973 
des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschattlidien Entwicklung 

I.  Ein steiler konjunktureller Aufschwung und die 
abermals beschleunigte inflatorische Entwicklung 
haben die Volkswirtschaft in eine Situation gebracht, 
der gegenüber das, was stabilisierungspolitisch ge-
schieht, als unzureichend erscheint. Mehr und mehr 
nimmt die Nachfrageexpansion boomartige Züge an: 
Sie Iiihrt (lie Wirtschal t über den Nad stetigen Wachs-
turns hinaus und bringt- diese auf den Weg der kon-
junkturellen Ubersteigerung, welche dann wiederum 
die Cefalu eines spateren Rückschlages enthalt. Dei 
inflatorische Preisanstieg hat bedrohliche Formen 
angenommen, und ein Ende der Geldentwertung ist 
weniger denn je abzusehen. Starker noch, als wir es 
in tinserem Jahresgutachten 1972 erwarten rnufften, 
sind die der Wirtschaltspolitik im Gesetz zur Fór-
derimg der Stabilität und des Wachstums der Wirt-
schaft vorgegebenen Ziele gefährdet. In der Situa-
tion liegen auch Gefahren fiir den sozialen Frieden, 
denen der Grundsatz, jeder, der wirtschaftliche 
Macht und damit gesamtwirtschaftliche Verantwor-
tune trage, solle um der wirtschaftlichen Stabilität 
WI llen seine Interessen mit Zuriickhallung verfol-
gen, wahrscheinlich nicht gewachsen sein wird. 

linter (bosun Ilmstiin(Ien sieht sich der Rat ver-
anlalit, der Bundesiegierung gernali § 6 Abs. 2 
des Sachverstandigenratsgesetzes ein zusätzliches 
Gutachten zu erstatten. 

Lage und Aussichten 

2. I)ie gewandelte stabilisierungspolitische Szene 
gibt AnlaI3, Klarheit  da rüber zu gewinmin, wo (lie 
Wirtschaft gegen linde des Jahres womöglich steht, 
wenn die Politik  (Ier  gegenwärtigen Entwicklung 

ihren Ltnit !alit. Wir haben daher unsere Status-quo-
Prooriose vorn vermingemin Herbst ilberpriift. I)ie 

kratom. Ausweriung der Germintausgriben, die 
11.1/11111.111` PNI( 1110S( 	t IS We i S i (OEI i elle Lib(lle), 

spienelt die zmielonymi° liereitschall idler wider, 

melit Cuter tIIi shirk steny:tub:91 Preisen 

Druck Bonner UniverellSts-Buchdruckerel, 53 Bonn 1 
Aluouveruleb Vorlag Dr Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godeaberg 1, 
Postrach 821, Goelhestralle 56, Tolelon (O22 21) 36 35 51 

fragen. Das nominale Sozialprodukt dürfte um 14 v11 
grtiBer sein als 1972. Dem steht ein realer Zmyta - 11s 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion von 7 vl I 
gegenüber; soviel halten wir fur möglich, weil sich 
der Nachfrageboom vorerst aul die Investitionsgii-
terhersteller konzentriert, die noch  ober  die mesten 
Kapazitätsreserven verfügen, und weil der seit Ian-
gerem bestehende Rationalisierungsdruck den Pro -
duktivitätsfortschritt fordert. Der Geldwertschwund 
wird weiter zunehmen; die Verbraucher haben  in 
Jahresdurchschnitt mit einem Kaufkraftverlust  you  

annahernd 7 vH zu rechnen. Die hohen Gesamtaus-
Ilaben, die Einnahmen der Unternehmen sind, Ms-
sen die Gewinne rasch steigen, obwohl auch 
Lohne gefordert und gewahrt  werden.  Die Zunahme 
der Bruttoeinkommen aus t Internehmertlitigkeit und 
Verintigen (17 vH)  übertrifft  die der Lohneinkommen 
(13V2 v1 -1) dent lich. Nach Mmmi der A biotron on den 
Staat ist dieser Unterschied fioch molier. 

3. Boom und Inflation, dieses Siegel trijet cowl' 
die Red1111.111G, welche unserer Promiose zulolgo voii 
der nächsten Zukunft ausgestelli wird. Mari hot 
Mis eine D 1C111 DIU als Ausdr rick des wideom or SI-- 
hen. Es wirre falsch, die Zahlen der volkswirtschriti-
lichen Gesaintrechnunit so zu lesen, als warci es 
vornehmlich oder gar ausschlielilich konjunkiluell, 
also kurzfristig bestimmte Veriinderungen der Nor li-
frage, die, fiber den realen 

hinausgehend, den allseits beklattlett Prersoulti reb 
erzeugen. 13er Boom ist als Enrol lung 

junkturellen Aufschwungs ein -1.). k I im. lies l ' 
Die Inflation hingegen ist 

(Mieni l ' rendphairomen 	den 

gang also, der slch illst/Weil 

der Ronieni( tel 11111Weil 

81111104ml mcli or 

ikr rigent ,  

WIlrieln 

rik rii 
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 	 Drucksache 7/ 3641 
7. Wahlperiode 

22.01. 1975 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 

Bericht über die Maßnahmen zum Zwecke der Verwaltungsver-

einfachung 

Text 

vorgelegt mit Schreiben des Ministerpräsidenten vom 22. Januar 1975 

nach 5 10 des Ersten Verwaltungsvereinfachungsgesetzes 



Muster • -3 

LANDTAG RHEINLAND • PFALZ 

7. Wahlperiode 
Drucksache 7/ 2602 

24. 01. 1974 

Unterrichtung 

durch die Landesregierung 

zu dem Boschlug des Landtags vom 29. Februar 1972 (Plenarproto-
koli 7/19 S. 637) 
Drucksache 7/682 

Bericht über die Entwicklung der Verbandsgemeinden 

Der Landtag hat bel der Verabschiedung des Zwölften, Dreizehnten und  Vier-

zehnten Landesgesetzes über die Verwaltungsvereinfachung im Lande Rhein-

land-Pfalz am 29. Februar 1972 durch Beschluß (Drucksache 7/682) die Lan-
desregierung aufgefordert, ihm einen schriftlichen Bericht darüber zu erstat-

ten, wie sich die Institution der Verbandsgemeinde bewehrt hat und inwie-

weit es sich empfiehlt, Verbandsgemeinden in Großgemeinden umzuwandeln. 

Hierzu berichtet die Landesregierung: 

1 Ausgangslage 

Jie kommunale Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz verfolgte in erster 

Linie das Ziel, die Verwaltungs- und Leistungskraft der kommunalen Ver-
waltungseinheiten so zu starken, daß für die Barger in den stadtischen und 
in den iendlichen Räumen des Landes ... 



Muster 7-4 

NIEDERSÄCHSISCHER  LANDTAG 

7. Wahlperiode 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 

10. Übersicht 
über Antworten der Landesregierung auf Beschlüsse des Landtags der 

6. Wahlperiode 

1 Beschluß vom 14.11.1968 
Drucksachen ( 6/82), (6/118 ) , 6/562, Punkt VIII der Anlage 

Wortlaut des Beschlusses: 

Landeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1965 — Entlastung 

hier: Feuerschutztechnische MaRnahmen für zwei Bürounterkünfte bei 

Neubauämtern 

Bei dem Bau dieser Bürounterkünfte wurden ausreichende feuerschutz-

technische Maßnahmen weder geplant noch ausgeführt. Zudem hatten die 

zuständigen Dienststel len die bauaufsichtliche Zustimmung gemäß der Ver-

ordnung über die bauaufsichtliche Behandlung öffentlicher Bauten vom 

20. November 1938 erst nach Baubeginn bzw. nach Fertigstellung der Bau-

maßnahmen eingeholt oder erteilt. 

Mehrere Auflagen des Regierungspräsidenten 

Antwort der Landesregierung 

vom 28. August 1970: 

Die unter starkem Termindruck stehende Baumaßnahme war bei Bekannt-

werden der brandschutztechnischen Auflagen des Regierungspräsidenten 

soweit fortgeschritten, daß deren Beachtung erhebliche Zusatzaufwendun-

gen erforderlich gemacht hätte. Nach Anhören eines Beamten der  Berufs-

feuerwehr Göttingen erhob deshalb die  zuständige Ortsbaudienststelle 

(Neubauamt Gegenvorstellungen 

Drucksache 7/ 69 
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IOEANDTAG VON BADEN—WÜRTTEMBERG 

6.  Wahlperiode 
Drucksache 6 / 150 

14. 03. 1972 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 

—zur Beratung — 

Gebietsentwicklungsplan  IS  den Mittleren Neckarraum vom 
14.  März  1972 

$chreiben des Ministerpräsidenten vom 2. Juni 1972: 

Namens der Landesregierung übersende ich den Gebietsentwicklungsplan für 
den Mittleren Neckarraum mit der Bitte um Unterrichtung des Landtags. Die 
Landesregierung hat dem Gebietsentwicklungsplan am 14. März 1972 zuge-
stimmt und zugleich beschlossen ... 

9egangen: 14. 06. 1972 / Ausgsgeben: 10. 07. 1072 
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
	

Drucksache 7/2780 
7 ,  Wahlperiode 

16. 04. 1974 

Unterrichtung  

durch den Präsidenten des Landtags 

Wahl von Mitgliedern des Ausschusses für Datenschutz 

Der Ausschuß für Datenschutz besteht nach § 6 des Landesdatenschutzge-

setzes vom 24. 1. 1974 IGVBI. S. 31) aus drei Abgeordneten des Landtags 

und zwei Beamten oder Richtern des Landes. Die Abgeordneten und ein 

Beamter oder Richter werden vom Landtag für die Dauer einer Wahlperiode 

gewählt. 

Ich bitte um entsprechende Wahlvorschlage. 

Dr. Johann Baptist Rösler 

Präsident des  Landtags 
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BUNDESRA1 
	

Drucksache 1 07 7/73 

25.o5.1973 

Unterrichtung 
durch den Präsidenten des Bundesrates 

Bestellung von zwei Mitgliedern des Verwaltmusrates  
der Lastenausglefelsbank  

Der Bundesrat hat in seiner 394. Sitzung am 25. 1441 1973 
beschlossen, als Mitglieder des Verwaltungsrates der Lasten-
ausgleichsbank gemNB § 7 Abs. 4 des Gesetzes User die Lasten-
ausgleichsbank folgende zwei Vertreter der Länder wiederzu-
bestellen 

Staatssekretär Sachmann, München 
Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr 

Ltd. Ministerialrat Trebe, Düsseldorf 
Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 



Mus ter7-8 

HESSISCHER LANDTAG 
	

Drucksache 8 / 325 
8. Wahlperiode 

09.  01.  1 975 

Unterrichtung 

durch den Minister der Finanzen 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben 
für das 3. Vierteljahr 1972 

Schreiben des Ministers der Finanzen vorn 8. Januar 1975: 

Ich überreiche auf Grund des § 37 Abs. I und 4 Landeshaushaltsordnung eine 

Übersicht über die über- und au6erplanmäBigen Hatishaltsausgaben im Betrag 
von 20 000 DM und darüber für das 3. Vierteljahr 1974. denen ich in der Zen 

vom 1. Juli bis 30. September 1974 zugestimmt habe.  

Die Haushaltsüberschreitungen 	einsehlietilich 
Vorgriffe in Höhe von 496 000 DM -- betragen 
nach der Übersicht für das 3. Vierteljahr 1974 	 30 548 825 DM. 

die durch Einsparungen in Höhe von 	 18 850 200 DM 
gedeckt sind. 

Vorabdruck 3111 09.111. 1975 	• Ausgegeben ani 25. 03. 1975 

brna: Carl Iritter 	r'o. Wiesbaden 	Vtatrieb: Verlag I),.  il.  Hite: s t ItN 1tad anirdwii• 	di 	i ii WOE.. "t / t6 t'. .1 i 
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HESSISCHER LANDTAG 
8.  Wahlperiode 	

Drucksache 8/160 

30.01.  1975 

Unterrichtung 
durch den Datenschutzbeauftragten 

Zweiter Tätigkeitsbericht des Hessischen Datenschutzbeauftragten gemidi 
* 14 Datenschutzgesetz 

Text 

Datum des Originals: 29. 01. 1975 • Vorabdruck vom 30. Ol. 1975 • Ausgegcben: 17. 03. 1975 

Druck: Carl Ritter & Co. Wiesbaden 	Vertrieb: Verlag Dr.  Il.  I leger 53 Ith1.11ad Godesberg GotMesh. 56 Tel. 1022211/36 35 51 
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NIEDERSÄCHSISCHER  LANDTAG 	 Drucksache 7/ 9 
7. Wahlperiode 

08. 05. 1970 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 

Jahresabschluß der Niedersachsen GmbH zum 31.12.1965 

Text 

I.  Vorgelegt mit Schreiben des Ministerpräsidenten vom 04. 05. 1970 

gemäll§ 7 des Gesetzes betreffend Obertragung der Verwaltung 

und Ausbeutung staatlichen Grund- und Bergwerksbesitzes all Cala 

Gesellschaft mit beschränkter Haf tung 

2. Die Geschäftsberichte usw. sind besonders verteilt 
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Deutscher Bundestag 

7. Wahlperiode 
Drucksache  7/450  

05.04. 1973 

Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Sachgebiet 613 

   

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitwelligen Aussetzung 

von autonomen Zollsätzen  des Gemeinsamen Zolltarifs für Athylendibromid 
der  Tarifstelle  ex 29.02 A III 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinsdieft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent-
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Äthylendibromid der Tarifstelle ex 29.02 A III 
wird in der Gemeinschaft gegenwärtig nur in unzu-
reichender Menge erzeugt, und die Hersteller kön-
nen somit den Bedarf der verarbeitenden Industrien 
der Gemeinschaft nicht dedcen. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 2726/72 des 
Rates vom 19. Dezember 1972 t) ist der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für diese Ware vom  I. Ja-
nuar bis 31, März 1973 vollständig ausgesetzt wor-
dem Es liegt im Interesse der Gemeinschaft, diese 
Maßnahme zu verlängern. 

Da es schwierig ist, die  kurzfristige  Entwicklung 
der wirtschaftlichen Lime dui dem betreffenden Ge-
biel genau zu  be  soll die Verldniierunii bis 
zum 30. Juni 1973 begrenzt sein 

HAT FALGENDE VERORDNUNG  ERLASSEN:  

Artikel 1 

Vom 1. April bis 30. Juni 1973 wird der aulononie 
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für Athylen-
dibromid der Ta rifstelle ex 29.02 A III vollstandig 
ausgesetzt. 

Artiket 2 

Diese Verordnung  tritt  dm I. April 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jodem Mitgliedsiaat. 

A intsbiatt der Eurotraisclum ;erneinsr bul len Nr. L 291 
vorn 28. Dezember 1972, S. 5h 

Druck: Buchdruckurei R. Medal, 5307 Wechlberg-VIIIIp 
Aileinveririeb: Vivian Dr. Hens Heger. 53 Bonn-Bed  Godesberg".  
Pointach 021. Goethestrelle 56, Telefon O 22 21/38 35 51 
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
	

Drucksache 7/ 3398 
7. Wahlperiode 

31. 10. 1974 

Unterrichtung 
durch den Präsidenten des Landtags 

zu der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Schweitzer und Klein SPD 

Drucksache 7/3331 

Halbtagsbeschäftigte im öffentlichen Dienst 

Die Abgeordneten Schweitzer und Klein haben mit Schreiben vom 31. Okto-

ber 1974 mitgeteilt, daß sie im Hinblick auf die Mündliche Anfrage Nr. 50 

betreffend Auswirkungen der Arbeitszeitverkürzung auf die Arbeitslosenver-

sicherung — Drucksache 7/3336 — und deren Beantwortung in der 63. Sit-

zung des Landtags Rheinland-Pfalz am 24. Oktober 1974 auf eine Beantwor-

tung der vorgenannten Kleinen Anfrage verzichten. 
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
	

Drucksache 7/ 3715 
7. Wahlperiode 

25. 02.  1975 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 
-- zur Beratung — 

Anmeldung des Landes Rheinland-Pfalz zum Vierten Rahmenplan 
für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des  Küstenschutzes" (1976 bis 1979) 

Schreiben der Landesregierung vom 25. Februar 1975: 

     

 

Tex t 

 

Text 

     

     

     

Die Anmeldung wurde als Vorlage 7/724 an die Mitglieder des Landtags verteilt. 

Der President des Landtags hat die Vorlage gema 5 54 a der Geschäftsordnung 
an den Haushalts- und Finanzausschull und an den Ausschul3 fur Landwirtschaft, 
Weinbau und Umweltschutz überwiesen. 
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
	

Drucksache 7/2736 
7. Wahlperiode 

20. 03. 1974 

Unterrichtung 
durch den Rechnungshof 

— zur Beratung — 

Jahresbericht Ober die Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung 

sowie der Landeshaushaltsrechnung 1972 

Text 

Gema 5 97 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung zugeleitet mit Schreiben des 

Rechnungshofs Rheinland-Pfalz vom . . 
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BÜRGERSCHAFT DER FREIEN 
UND HANSESTADT HAMBURG 

7 ,  Wahlperiode 

Drucksache 7/2888 

10 ,  04. 1973 

Unterrichtung 
durch den Senat 

— zur Beratung -- 

Stellungnahme des Senats zum Jahresbericht des Rechnungshofs 
über die Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung und der 
Haushaltsrechnung 1971 

Text 
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LANDTAG VON  BADEN-WÜRTTEMBERG 	 Drucksache 6/158 
6. Wahlperiode 

10. 07. 1972 

Beschlue 
in zweiter Beratung * 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 

Drucksachen 6/20, 6/68 

Gesetz über die Rechtsverhältnisse der politischen Staatssekretäre 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§1  

Aufgabe 

Dem Ministerpräsidenten und den Ministern kann 
zur Unterstützung ein Staatssekretär, der nicht 

Mitglied der Landesregierung ist (politischer 
Staatssekretär), beigegeben werden. 

§2  
Rechtsstellung 

(1) Der politische Staatssekretär steht zum Land in 
einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis. 

(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
gelten für den politischen Staatssekretär die Vor-

schriften des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse 
der Mitglieder der Regierung (Ministergesetz) ent-
sprechend § 22 des Ministergesetzes findet keine 

Anwendung. lm Falle des * 5 Abs. 1 Satz 3 des 
Ministergesetzes entscheidet an Stelle des Landtags 

die Landesregierung. 

Weiterer Text 

 

   

* gemii8 46 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
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BUNDESRAT 	
Drucksache 2369/73 

25.50.1973 

Beschluß 
des Bundesrates 

zum GesetzesbeschluB des Deutschen Bundestages 
BR-Drucksache 2241/73 

Gesetz fiber den Beruf des DiKtassistenten 

Der Bundesrat hat in seiner 394. 	Sitzung 
beschlossen, 	dem vom Deutschen Bundestag 
verabschiedeten Gesetz gem/0 Artikel 	84 
gesetzes 	zuzustimmen. 

am 
am 

Abs. 

25. 
18. 

1 

Mai 
Mai 

des 

1973 
1973 

Grund- 
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BUNDESRAT 
	

Drudcsach• 204/75 

31.10.1975 

Fz 

GesetzesbeschluB 
des Deutschen Bundestanes 

Gesetz zu dem Abkommen vom 18. Dezember 1972 zwischen  
der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik  

Polen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-
biete der Steuern vom Einkommen und vom Yermögen  

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 136. Sitzung am 12. De-

zember 1974 auf Grund des Berichts und Antrags des Finanzaus-
schusses (7. AusschuO) - Drucksache 7/2825 - den von der Bundes- 
regierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
18. Dezember 1972 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Volksrepublik Polen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
- Drucksache 7/252o - 

unverändert angenommen. 

Fristablauf: 21.02.1975 
Erster Durchgang: Drucksache 1012/1974 
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LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
7. Wahlperiode 

Drucksache 7/3232 

13. 09. 1974 

Berichtigung 

zu der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage des 
Abgeordneten Zuber SPD 
Drucksache 7/3031 

Unterschiedliche Bemessungsgrundlage bei der ZuschuBgewährung 
für den Bau von Kindergärten 

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport hat mit Schreiben vorn 
13. September 1974 die Antwort berichtigt. Danach ist im ersten Satz der 
Antwort zu Frage 1 die Jahreszahl „1973" durch die Jahreszahl „1971" zu 
ersetzen. 
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Deutscher Bundestag 	 Drucksache 7/3447 
7. Wahlperiode 

04. 03. 1975 

Fragen 

für  die Fragestunden 

der Sitzungen des Deutschen Bundestages 

am Mittwoch, dem 9. April 1975 

am Donnerstag, dem 10. April 1975 

Seite 

des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes .  
	

17 

des Bundesministers des Auswärtigen  
	

17,  22") 

des Bundesministers des Innern  
	

3, 231 

des Bundesministers der Justiz  
	

4 

des Bundesministers der Finanzen  
	

6, 241 

des Bundesministers für Wirtschaft  
	

7, 24 

des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
2,  25") 

des  Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung  
	

8, 26 ') 

des Bundesministers der Verteidigung  
	

10,  28") 

des Bundesministers fur Jugend, Familie und 
11,  28") 

des Bundesministers für Verkehr und für das Post- 
wesen  

	
12,  29) 

des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
15, 321 

des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen 	15, 33")  

des Bundesministers für Forschung und Technologie . 	16, 33 ) 

des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft . 	2 

des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen- 
2 

*) Schrittliche Fragen gemd8 IV. der Richtlinien 

Buchdruckerel Peter Meier. 5205 St Augustin 1 Bulsdort Tel. 102241)  „ 61071 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Dad Godesberg 1, 
Posttech 621, Goethestrage 56, Tel. (02221) 363551 

Geschäftsbereich 
Geschäftsbereich 
Gesdiäftsbereidi 
Gesdiäftsbereich 
Geschäftsbereich 
Gesdiäftsbereich 
Geschäftsbereich 

und Fasten  
Geschäftsbereich 
Geschäftsbereich 
Gesdaftsbereich 

Gesundheit   
Gesdiäftsbereidi 

und Feinmelde 

Geschäftsbereich 
und Städtebau 

Geschäftsbereich 
Geschäftsbereich 
Geschäftsbereich 
GeschäftSbereidi 

arbeit 	 
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 	
Drucksache 7/.4700 

7. Wahlperiode 

29. 01. 1975 

Mündliche Anfragen 

fur die 122. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
am 5. Februar 1975 

Geschäftsbereich des Justizministers 

	

397 Abgeordneter 	Gefangenenausbrüche aus der Justizvollzugsanstalt Dussel- 

	

Dr. Pohl CDU 	dorf 

Am 29. und 30. Dezember 1974 sind zwei Gefangene aus 
der Justizvollzugsanstalt Düsseldorf ausgebrochen. 

Welche Umstände haben diese Ausbrüche ermöglicht? 

	

398 Abgeordneter 	Vorwürfe gegen die Strafrechtspflege in der Strafsache 

	

Dr. Klose CDU 	Kamphausen 

Seit dem Ausbruch des zu lebenslänglicher  Freiheitsstrafe  
verurteilten Strafgefangenen Kamphausen aus der Justiz-
vollzugsanstalt Düsseldorf am 29. Dezember 1974 hat des-
sen Verteidiger, Rechtsanwalt Bossi, wegen des Urteils in 
der Strafsache Kamphausen das Schwurgericht in Düssel-
dorf wiederholt angegriffen. 

Wie beurteilt die Landesregierung diese schweren Vorwür-
fe?  

Geschäftsbereich des Kultusministers 

399 Abgeordneter 
Giesen CDU 

Verwendung eines „Hetzliedes" im Schulunterricht 

lm Musikunterricht der Unterstufe des Friedrich-Wilhelm-
Gymnasiums in Köln wurde (ähnlich wie bereits früher im 
Schulunterricht im Lande Niedersachsen) das Lied „Bagger-
führer Willibald, ein Schulhetzlied gegen das private Haus-
eigentum" zum Unterrichtsgegenstand gemacht, in dem 
gegen das private Hauseigentum und die Bauwirtschaft in 
radikaler Weise polemisiert wird. 

Wie beurteilt die Landesregierung diesen Vorgang? 

Auvioytthow O. 111 19 /h 

i Die VerlIflantlIchungen des Landtagi sind fortlaut•nd und einzeln balm 
Archly des Landtags NorcrthelrtWestialen, 4 Dasseidorl 1, Post 
fach 5007, Telefon 102111 884 439, tu besfehen. 
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 	 Drucksache 7/2526 
7. Wahlperiode 

15. 03. 1973 

Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Doris Altewlscher CDU 

Gezielte Ausbildung und entsprechender Einsatz von Sehbehin-

derten- und Lernbehindertenlehrern 

Nach der geltenden Regelung wird beim Studium für das Lehramt an 

Sonderschulen die Befähigung für zwei sonderpädagogische Fachrich-
tungen erworben. Sinn dieser Regelung ist die fachgerechte Beschu-

lung mehrfach behinderter Schüler. Studierenden der Fachrichtung 

„Sehbehindertenpädagogik" wird empfohlen, zusätzlich „Lernbehinder-
tenpädagogik" zu studieren, da ein erheblicher Teil der sehbehinder-

ten Kinder zugleich lernbehindert ist. Umgekehrt kann das intensive 

Studium der Sehbehindertenpädagogik an Lernbehindertenschulen 
kaum verwertet werden, da dort normalerweise höchstens leichte Seh-

schäden auftreten. 

Nach Ansicht von Fachleuten wäre es also weder pädagogisch noch 

ökonomisch vertretbar, das besonders kostspielige Studium der Seh-

behindertenpädagogik als Vorbereitung für die Arbeit von Lernbehin-

dertenlehrern zu benutzen. 

Nun wird aber den Studierenden der Sehbehindertenpädagogik mitge-

teilt, sie sollten an Lernbehindertenschulen eingesetzt werden. Sogar 

ein Realschullehrer, der Sehbehindertenlehrer wurde und dringend 

für den Einsatz in einer 11. klasse überdurchschnittlich leistungsfähiger 

Sehbehinderter gebraucht wird, wurde zu einer Lernbehindertenschule 

abgeordnet. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Inwieweit wurde und wird für die Studierenden für das Lehramt an 

Sonderschulen eine Studien- bzw. Fachberatung und -lenkung 

durchgeführt, um zu gewährleisten, daft der derzeitige und zukünf-

tige Boded an Sonderschullehrern fachgerecht gedeckt wird? 

2. Dürfen die Studierenden der Sehbehindertenpädagogik mit einem 

Einsatz an Sehbehindertenschulen rechnen? 

3. Was hat die Landesregierung unternommen, um Fehlbesetzungen 

zu vermeiden oder rückgängig zu machen, wie z. B. bei der Abord-

nung eines Realschullehrers zur Lernbehindertenschule? 

4. Was geschieht, um Sehbehindertenlehrern einen Stellenwechsel 
zwischen Regierungsbezirken und Landschaftsverbänden zu or-

möglichen, wenn der Bedarf an einer der wenigen Sehbehinderten-

schulen dies erforderlich macht? 

Doris Altewischer 

Datum des Originals: 15. 03. 1973 / Ausgegeben: 21. 00. 1973 

Die Vertglentlichungen des 1_0,1dt/tee sind fortleulend und einzeln gegen Er-

Mahone der Selbstkosten helm Archly des  Landtags  Nordrhein-Westfalen, 
4 Düsseldorf 1. Postfach 500T Telefon (0211)  00 44 39, zu beziehen.  
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 

7. Wahlperiode 
Drucksache 7/3660 

12.03. 1974 

Große Anfrage 

der Fraktion der CDU 

Frage der Freihaltung des öffentlichen Dienstes 
im Lande Nordrhein-Westfalen von Whiz& radikalen Kräften 

Zahlreiche tagespolitische Ereignisse und langfristige ntwiddungen, insbe-
sondere  iÍ1 Bereich der liochschulen und des öffentlichen Dienstes, erfüllen 
nach wie vor die Bevölkerung unseres Landes mit der Sorge um eine ange-
messene Verteidigung der Prinzipiell der freiheitlidvdemokratisdien Grund-
ordnung gegen Angriffe undUnterwanderungsverstufie durch den politischen 
Radikalismus von redits und links. Die Bewährung einer wehrhaften Demo-
kratie und der Solidarität aller unseren Staat und seine Verfassung bejahen-
den politischen Parteien bei der aktiven Auseinandersetzung mit den Geg-
nern des Rechtsstaates ist täglich aufs neue gefordert. 

In zahlreichen Debatten des Parlaments, in Sitzungen des Hauptausschusses 
des Landtags zur Unterriditung durch die Landesregierung über die Entwick-
lung des politiscilen Radikalismus in Nordrhein-Westfalen und insbesondere 
in der Plenardebatte vorn 22. August 1973 konnte Einigkeit der demokra-
tischen Parteien hinsiditlich der Grundsätze einer Verteidigung des Sta- 
und des  öffentlichen Dienstes gegen alle Versuche des gewaltsamen 
zes oder eines „langen Marsches der Demokratiegegner durch cr 
nee festgestellt werden. 

Andererseits blieben nach wie vor Meintingsverschied 
wirklichung, der gemeinsam als riciltig erkannte 
praxis bestellen. Widerspriichliche Aufkrur• 
regierung und der sie tragenden politic-' 
die konkrete Durclifiihrung des P 
renz zur Nidueinstellung 
kommen  lassen. 

Inshesondere na(11 

pr;isiclenten 

anzustrel% 

zeit ' 

Datum des Originals: 12. 03. 1974 / Ausgegeben 14. 03. 1974 

Ole VarelentlIchungen des Landtag. end fortlaufend und  einzeln  gage" Er-
stattung der Selbstkonten balm Archly des Landtags Nordrhein-Westfalen. 
4 Dusseldorf 1. Postrach 5007. Telefon (02 Itt M  44 39. zu beziehen 

u s*. 
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
	

Drucksache 7/2650 
7. Wahlperiode 

19. 04. 1973 

Antwort 

der Landesregierung 

auf die Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Doris Altewischer CDU 

Drucksache 7/2526 

Gezielte Ausbildung und entsprechender Einsatz von Sehbehin-

derten- und Lernbehinderteniehrern 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 15. Marz 1973: 

Nach der geltenden Regelung wird beim Studium far das Lehramt an Sonder-
schulen die Befähigung für zwei sonderpädagogische Fachrichtungen erwor-
ben. Sinn dieser Regelung ist die fachgerechte Beschulung mehrfach behin-
derter Schiller. Studierenden der Fachrichtung „Sehbehindertenpädagogik" wird 
empfohlen, zusätzlich „Lernbehindertenpädagogik" zu studieren. da ein erheb-
lister Teil der sehbehinderten Kinder zugleich lernbehindert ist. Umgekehrt 
kann das intensive Studium der Sehbehindertenpädagogik an Lernbehinder-
tenschulen kaum verwertet werden, da dort normalerweise höchstens leichte 
Sehschäden auftreten. 

Nash Ansicht von Fachleuten wäre es also weder pädagogisch noch ökono- 
misch vertretbar, das besonders kostspielige Studium der Sehbehindertenpäda- 
gogik als Vorbereitung für die Arbeit von Lernbehindertenlehrern zu benutzen. 

Nun wird aber den Studierenden der Sehbehindertenpädagogik mitgeteilt, sie 

sollten an Lernbehindertenschulen eingesetzt werden. Sogar ein Realschul-

lehrer, der Sehbehindertenlehrer wurde und dringend für den Einsatz in einer 

11. Klasse überdurchschnittlich leistungsfähiger Sehbehinderter gebraucht wird, 

wurde zu einer Lernbehindertenschule abgeordnet. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Inwieweit wurde und wird Kir die Studierenden für das Lehramt an Son-

derschulen eine Studien- bzw. Fachberatung und  -lenkung durchgeführt, 

um zu gewährleisten, dell der derzeitige und zukünftige Bedarf an Sonder-

schullehrern fachgerecht gedeckt wird? 

2. Outten die Studierenden der Sehbehindertenpädagogik mit einem Einsatz 

an Sehbehindertenschulen rechnen? 

3. Was hat die Landesregierung unternommen, um Fehlbesetzungen zu ver-

meiden oder rückgängig zu machen, wie z. B. bei der Abordnung eines 

Realschullehrers zur Lernbehindertenschule? 

4. Was geschieht, um Sehbehindertenlehrern einen Stellenwechsel zwischen 

Regierungsbezirken und Landschaftsverbänden zu ermöglichen. wenn der 

Bedarf an einer der wenigen Sehbehindertenschulen dies erforderlich macht? 

Datum des Originals: 13. 04. 1979 / Ausgegeben: 03. 05. 1073 

Dla VerdlfentlIchungen rias ikr:mega  sind fortlaufend und  einzeln  ¡pagan Er-
stattung der Selbstkosten  beim  Archly des Landtags Nordrhein-Westfalen, 
4 Dusseldorf I.  Postfach 5007, Telefon (02 11)  55  44 30, zu  beziehen. 
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Drudoache 7/2850 	 Landtag Nordrhein-Westfalen — 7. Wahlperlode 

Antwort des Kultusministers vom 13. April 1973 namens der Landes-
regierung im Einvernehmen mit dem Minister für Wissenschaft und 
Forschung: 

Die gegenwärtig gültige Ordnung der Ersten Staatsprüfung für das 
Lehramt an Sondersshulen sieht vor, daß in zwei sonderpädagogischen 
Fachrichtungen eine Tellprüfung abgelegt wird. Es stehen neun Fach-
richtungen zur Wahl. Mit der Prüfung wird die volle Lehrbefähigung 
für Sonderschulen der entsprechenden Typen erworben. Es bestehen 
keine Rangunterschiede zwischen den erworbenen Spezialqualifika-
tionen. 
Ich stimme jedoch der Auffassung im Grundsatz zu, daß bel der Kom-
bination der Fachrichtungen Sondererziehung und Rehabilitation der 
Sehbehinderten und Sondererziehung und Rehabilitation der Lem-
behinderten der  Einsatz  an einer Schule für Sehbehinderte (Son-
dersshule) der Ausbildung besser entspricht als ein Einsatz an einer 
Schule für Lernbehinderte (Sonderschule). Der gleiche Grundsatz gilt 
auch für Kombinationen weiterer  Fachrichtungen. 
Um u. a. auch diesem Gesichtspunkt Rechnung zu tragen, ist in einem 
Referentenentwurf meines Hauses im Rahmen der Neufassung der 
Prüfungsordnungen für die  Lehrämter bereits vorgesehen, das Studium 
der Sondererziehung und Rehabilitation der Behinderten auf einen 
Schwerpunkt hin auszugestalten und die  bisher  trele Kombination der 
Fachrichtungen nach den besonderen Bedingungen der jeweiligen 
Erstwahl einzuschränken. Es muß dabei jedoch vermieden werden, daß 
die späteren Verwendungsmöglichkeiten des Beamten beschränkt 
werden. 
Seit 1970 kann die Befähigung zum Lehramt an Sonderschulen durch 
grundständige Studien erworben warden. Dieser Weg wird Ws not-
wendige Ergänzung der bisherigen Ausbildungswege und als wirk-
same Maßnahme zur Beseitigung des besonders großen Lehrerman-
gels in dieser Schulform angesehen. Andererseits werden dadurch die 
Möglichkeiten der Bedarfslenkung eingeschränkt. 
Es zeigt sich, daß nicht zuletzt wegen der unterschiedlichen Besol-
dungslage bzw. entsprechenden Erwartungsvorstellungen einzelne 
Fachrichtungen überproportional gewählt werden, während in den Be-
reichen Sondererziehung und Rehabilitation der Geistigbehinderten, 
Lernbehinderten und Erziehungsschwierigen nach wie vor großer Man-
gel an entsprechend qualifizierten Lehrern herrscht. 

Zu Frage 1: 

An der Abteilung für Heilpädagogik der Pädagogischen  Hochschule 
Ruhr in Dortmund — nur an dieser Abteilung kann in Nordrhein-West-
falen die Fachrichtung Sondererziehung und Rehabilitation der Seh-
behinderten studiert und die entsprechende Prüfung abgelegt wer-
den — wird eine intensive Studienberatung angeboten: 
— Zu Semesterbeginn geben In einer eigenen Veranstaltii• 

Dekan, der Leiter des Prüfungsamtes für die Erste  5t  
und  der ASTA Empfehlungen zu den Fragen der c' 
und Gestaltung der Studiengänge. 

— Ein akademischer Oberrat ist mit der We 
der Studienberatung besonders beauty 
sind hierfür reserviert. 

— Der ASTA bietet fortlauteno 

— Innerhalb einer jedP 
Geistigbehinderter 	 14-1 —  
den zusätzlir+ 

2 



Muster 16 

BAYERISCHER LANDTAG 
	

Drucksache 	7/4731 
7. Wahlperiode 

25. 05. 1973 

Schriftliche Anfrage 
des Abg. Kamm SPD 
vom 23. 05. 1973 

Fehlerquellen in der Verwaltung, angebliche Vergeudung von Per-
sonalkosten durch Bund, Länder und Gemeinden in Höhe von 

30 Milliarden DM nach einer Studie von Regierungsdirektor Moreli 
vom Bundesrechnungshof, Frankfurt 

Nach einer Studie von Regierungsdirektor Moreli vom Bundesrechnungshof in 

Frankfurt würden Bund, Länder und Gemeinden jährlich rund 30 Milliar-

den DM an Personalkosten vergeuden. Es bestünden noch erhebliche Rationa-

lisierungsreserven. Die Beamten seien durch „organ- und sachfremde Aufga-

. ben"  belastet. 

Ich frage die Staatsregierung: 

1. Hält die Staatsregierung diese Auffassung grundsätzlich für berechtigt? 

2. Besteht die Bereitschaft, durch eine gründliche Untersuchung im Lande 

Bayern, bei den Behörden des Freistaates die möglicherweise vorhandenen 

Fehlerquellen aufzudecken? 

3. Ist  die Staatsregierung bereit, zu diesem Problem auch die Ansicht des 

Rechnungshofes einzuholen? 

4. Wird die Staatsregierung bei Vorliegen von Mängeln in der Verwaltung die 

notwendigen Konsequenzen ziehen? 

Antwort 
des Staatsministers der  Finanzen  
vom 13. 07. 1973 

Zu 1.: 

Der in der Presse besonders herausgestellte Punkt der Studie des Regierungs-

direktors Moreli „Was kostet die Verwaltung — was darf sie kosten? " ist die 

Behauptung, in der öffentlichen Verwaltung ergebe sich für jeden Beschäftig-

ten pro Arbeitstag ein auf „arbeitsorganisatorische Störeinflüsse" zurückzu-

führender Zeit- und Leistungsverlust von zwei Stunden,  jährlich mithin ein 

Verlust von rd. 55 Arbeitstagen. Daraus errechne sich für die Gebietskör 

schaften (einschließlich Bund und Lander) ein jährlicher Gesam. 

rd. 27,35 Mrd. DM. Als Konsequenz empfiehlt der VP-' 

organisatorischer Maßnahmen, vornehmlich die n 

tung. Die Studie ist im Ergebnis als Versurb 

Delegation von  Verantwortung  - 

Modell" -- an Hand von mn- 	A. 
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SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 	 Drucksache 	7/ 951 
7. Wahlperiode 

21. 02. 1974 

Kleine Anfrage 
des Abg. Schulz-Reinbek SPD 
und 

Antwort 
des Ministers für Wirtschaft und Verkehr 

Trasse der B 5 in Börnsen und Escheburg, Kreis Herzogtum Lauen-
burg, Planungsstadium 

Kleine Anfrage 
des Abg. Schulz-Reinbek SPD vom 09. 02. 1974 

1. Ist  der Landesregierung bekannt, welchen Verlauf die Trasse der 
Marschenstraße ( 11 5) in den Gemarkungen Börnsen und Escheburg 
nehmen wird? 

2. In welchem Stadium der Planung befindet sich das Projekt? 

3. Sind Befürchtungen in der Gemeinde Escheburg berechtigt, daß  Sied  
lungsteile der Gemeinde zwischen den Richtungsfahrbahnen der dann 
vierspurigen B 5 liegen werden? 

Antwort 
des Ministers für Wirtschaft und Verkehr vom 20. 02. 1974: 

Zu Nr. 1 

Ja. 
Sie entspricht der von den Gemeinden Börnsen und Escheburg in ihren Bat,- 
leitplänen ausgewiesenen Linienführung. 

Zu Nr. 2 

Nachdem der Bundesminister für Verkehr gemäß 6 16 FStrG im Einverneh-
men mit den an der Raumordnung beteiligten Bundesministern und im Be-
nehmen mit der Landesplanungsbehörde die Linienführung der neuen B 5 
bestimmt hat, werden von der Straßenbauverwaltung des Landes gegenwärtig 
die Entwurfsunterlagen erstellt. 

Zu Nr. 3 

Nein. 
Die neue vierspurige B 5 wird in der Gemeinde Escheburg außerhalb jeglicher 
Bebauung  verlauten.  

Ausgegeben 22. 02. 1974 

Die Larnitagsdrucksachen sind fortlaidend und einzeln beim Verlag Schmidt 82 Klaunie, 23 Kiul, Iiingstrage 19/21, I 'grunt G 20 9b/9li, /II ill./11`11191. 
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SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 
	

Drucksache 
	7/ 951 

7. Wahlperiode 

21.02.  1974 

Kleine Anfrage 
des Abg. Schulz-Reinbek SPD 

und 

Antwort 
des Ministers für Wirtschaft und Verkehr 

Trasse der B 5 in Börnsen und Escheburg, Kreis Herzogtum Lauen-

burg, Planungsstadium 

Wortlaut der Kleinen Anfrage des Abgeordneten Schulz-Reinbek SPD vom 

09. 02.1974 (kursiv) und Antwort des Ministers für Wirtschaft und Verkehr 

vom 20. 02.1974 

I.  Ist  der Landesregierung bekannt, welchen Ver/au f die Trasse der Manchen-

straße (B 5) in den Gemarkungen Bórnsen und Escheburg nehmen wird? 

Antwort: Ja. 

Sie entspricht der von den Gemeinden Börnsen und Escheburg in ihren Bau-

leitplänen ausgewiesenen Linienführung. 

2. In welchem Stadium der Planung befindet sich das Projekt? 

Antwort: Nachdem der Bundesminister für Verkehr gemäß 5 16 FStrG im 

Einvernehmen mit den an der Raumordnung beteiligten Bundesministern und 

im Benehmen mit der Landesplanungsbehörde die Linienführung der neuen 

B 5 bestimmt hat. werden von der Straßenbauverwaltung des Landes gegen-

wärtig die Entwurfsunterlagen erstellt. 

3 Sind Befürchtungen in der Gemeinde Escheburg berecht*, dal Siedlungs-

teile der Gemeinde zwischen den Richtungsfahrbahnen der dann vier-

spurigen B 5 liegen werden? 

Antwort: Nein. 

Die neue vierspurige B 5 wird in der Gemeinde Escheburg außerhalb Jeglicher 

Bebauung verlaufen. 

Ausgegeben 22. 02. 1974 

Die Landtagsdrucksachen sind fortlaufend und (anielo  bejín  Verlag Schmidt & Klaung, 23  Kuil.  R ingstralie 19/21, r er M ilf 6 20 95/96, 	bez 




